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abstract 

Üblicherweise wird unter „Verrechtlichung“ die Deformierung des ‚eigentlichen’ Charakters (des 
ursprünglichen Wesens) eines Gegenstandes verstanden, der zuvor nicht juristisch war. In dem 
vorliegenden Papier wird vorgeschlagen, auf eine solche essentialistische Vorannahme zu ver- 
zichten und statt dessen zu analysieren, wie Gegenstände zu juristischen, alltäglichen, politischen 
etc. GEMACHT werden. Dies schließt ein, den Anwendungsbereich eines pejorativen Verrechtli- 
chungs-Begriffs zu begrenzen und im übrigen in Zukunft von ‚„Juridifizierung“ zu sprechen. „Ju- 
ridifizierung“ sollen in Zukunft die Prozesse und Praxen genannt werden, die einen Gegenstand 
zu einen juristischen machen - ohne daß in diesem Begriff von vornherein eine negative Wertung 
impliziert ist. Der (weiterhin pejorative) Verrechtlichungs-Begriff soll dagegen für die Berufung 
(v.a. durch Gerichte, Exekutive, aber auch andere politische AkteurInnen) auf ein ungeschriebe- 


nes Recht zulasten der parlamentarischen Gesetze reserviert werden. 
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I. „Verrechtlichung“ als Deformierung eines ‚eigentlich’ nicht-rechtlichen Gegenstan- 
des? 

Die Eingangsfrage des calls for papers für die Tagung lautete: „Besteht eine Diskrepanz 
zwischen der Dauerpräsenz des Juristischen im Alltag und der relativen Unerfahrbarkeit 
der juristischen Profession für Laien?“ 

Diese Frage scheint vorauszusetzen: Der Alltag IST NICHT selbst juristisch, sondern das 
Juristische ist IN ihm nur — auf nicht näher bestimmte Weise — „PRÄSENT“. Oder wie es 
der Titel der Tagung ausdrückt: „Die Jurisprudenz ZWISCHEN Verrechtlichung und 
Rechtsferne der Alltagspraxis“. Der Alltag scheint hiernach AN SICH ‚rechtsfern’ zu sein, 
während die Jurisprudenz anscheinend eine Akteurin ist, die die Verrechtlichung des All- 
tags betreibt oder zumindest zu ihr beiträgt. 

Die These von der ‚eigentlichen’ Äußerlichkeit von Recht und Alltag wurde — zusätzlich 
versehen mit einer pejorativen Bewertung von Verrechtlichungs-Prozessen — bereits in 
den 80er Jahren von Jürgen Habermas vertreten: „die Imperative der verselbständigten 
Subsysteme dringen [...] VON AUßEN in die Lebenswelt — wie Kolonialherren in eine 
Stammesgesellschaft — ein und erzwingen die Assimilation; [...]“ (Habermas 1981/85b, 
522 - Hv. i.0.).' Dieser Prozeß der Verselbständigung der Subsysteme und gleichzeitigen 
Kolonialisierung der „Lebenswelt“ ist für Habermas charakteristisch für den Prozeß der 
Modernisierung insgesamt, und die Verrechtlichung dient ihm als ein charakteristisches 
Beispiel dafür”. 

Mit seiner Äußerlichkeits-These ist Habermas durchaus repräsentativ für diejenigen, die 
einen pejorativen Verrechtlichungs-Begriff vertreten. „Verrechtlichung‘“ wird uns in der 
Regel wie folgt erklärt: 

Das, was ‚eigentlich’ eine gesellschaftliche Angelegenheit ist, etwas, was ‚die Menschen’ 
auch gut selbst regeln könnten, oder auch: etwas, was eigentlich der Markt entscheiden 


sollte, wird durch Gesetze und Bürokratie geregelt. 


Teubner (1984) faßt die rechtssoziologische Standard-Sichtweise wie folgt zusammen: „In 
der Sicht der Rechtssoziologen wird mit Verrechtlichung ein Prozeß bezeichnet, in dem 
menschliche Konflikte durch Formalisierung aus ihrem Lebenszusammenhang gerissen und 
durch rechtsförmige Bearbeitung DENATURIERT werden. Verrechtlichung ist gleichsam Ent- 


! Hier und im folgenden wird nach der Seitenumerierung der dritten Auflage zitiert. Diese Numerierung dürfte gegenüber den Vor-Auflagen verändert sein, da 
u.a. ein weiteres Vorwort hinzugekommen ist, die Seiten aber durchgehend mit arabischen Ziffern numeriert sind. 


? So heißt es auf S. 9 (Vorwort zur ersten Auflage): „Die Schlußbetrachtung [....] wird [...] die vorgeschlagene Deutung der Moderne an Verrechtlichungsten- 
denzen plausibel machen“. 


eignung von Konflikten. [...] Danach löst Verrechtlichung nicht Konflikte, sondern sie 
ENTFREMDET sie. Wenn somit durch Verrechtlichung Konflikte enteignet worden sind, 
dann heißt die Lösung des de-legalization movement: Expropriation der Expropriateure. 
Als ‚Alternativen zum Recht’ werden informelle Formen der Konfliktbearbeitung ange- 
strebt, die den Konflikt DEN MENSCHEN zurückgeben, die also eine Lösung von Konflikten 
in der realen Sozialwelt und nicht nur in der Scheinwelt der Juristen versprechen.“ (296 f. — 
Hv.d. Vf£.In). 


Teubners eigene systemtheoretische Reformulierung des „Verrechtlichungs“-Begriffs un- 
terscheidet sich von dieser Sichtweise nur dadurch, daß er die essentielle Differenz zwi- 
schen den verschiedenen Sub-Systemen als noch grundlegender auffaßt: Während die 
rechtssoziologische und kritisch-theoretische Standard-Sichtweise davon ausgeht, daß die 
„Enteignung“ bzw. „Kolonialisierung“ (leider) mehr oder minder erfolgreich ist, geht 
Teubner davon aus, daß die anderen Sub-System rechtliche Steuerungsversuche, die eine 
bestimmte Grenze überschreiten, durch ‚„Indifferenz“ (317) leerlaufen lassen: „Jeder regula- 
torische Eingriff, der diese Grenzen überschreitet, ist entweder irrelevant oder hat desinte- 
grierende Wirkungen für den gesellschaftliche Lebensbereich oder aber desintegrierende 
Wirkungen auf das regulatorische Recht selbst zur Folge.“ (316 - i.O. vollständig hervor- 
gehoben). 


Was bei Teubner prätentiös „desintegrierende Wirkungen“ heißt, heißt in einer Stellung- 
nahme von Gesamtmetall schlicht „Erstarrungen und Beschäftigungshemmnissen“, und so 
bedauert Gesamtmetall: Die „schon im vergangenen Berichtszeitraum klar zu Tage tretende 
Tendenz einer weiteren Verdichtung des arbeits- und sozialrechtlichen Regelungswerks“ 
habe sich fortgesetzt. „Insgesamt haben die vermeintlichen Reformen keine Befreiung des 
Arbeitsrechts von Erstarrungen und Beschäftigungshemmnissen bewirkt. Im Gegenteil: 
Verrechtlichung, Bürokratisierung, Strukturlosigkeit, Komplexität und Rechtsunsicherheit 
haben deutlich zugenommen.“ (Gesamtmetall 2003, 83). 


Und Achinger (1959) äußerte schon ein rund halbes Jahrhundert früher im Kontext eines 
ebenfalls pejorativen Verrechtlichungs-Begriffs’, aber mit Präferenz nicht für den ‚freien 
Markt’, sondern für die „Notleidenden“: „Die gesetzlich begründeten Institute geben den 
Dingen ihren Namen. Sie definieren und benennen soziale Tatbestände solange, bis auch 
die Notleidenden selbst ihren Zustand nur unter diesem Namen begreifen.“ (42). Gesetzli- 
che Regelungen bewirken also — Frankfurterisch gesprochen — einen Zustand der Entfrem- 
dung; den „Notleidenden“ wird selbst ihre eigene Sprache genommen. 


Auch Voigt (1980a) scheint einer solchen essentialistischen Sphären-Trennung verpflichtet 
zu sein, wenn er von einer „Verschiebung der Grenzen des Rechtsystems NACH AUßEN“ (16 
- Hv. i.O.) und pejorativ von einem „Überwuchern sozialer, ökonomischer und politischer 
Beziehungen durch Rechtsbeziehungen“ (16) spricht und dabei das Recht nicht als ein Mit- 
tel zur Organisation sozialer Beziehungen auffaßt, sondern das Verhältnis von „sozialen 
[...] Beziehungen“ und „Rechtsbeziehungen“ als Null-Summen-Spiel aufzufassen scheint, 
wie dies die Formulierung, „Verrechtlichung als Ausdehnung des Rechtssystems ZULASTEN 
anderer Sozialsysteme“ (27 -— Hv. d. Vf£.In) nahelegt. Die Begriffe „nach außen“ und 
„Überwuchern“ referieren auf einen Zustand, wie er eigentlich’ nicht sein soll; die „Gren- 
ze“ zwischen den verschiedenen Sozialsystemen wird unziemlich überschritten. 


Blankenburg (1980) erkannt zwar, daß die Grenze zwischen Intimsphäre und Rechtssystem 
„je nach Kultur“ (84) Kontingent ist, geht aber doch von einer prinzipiellen Unverträglich- 
keit von gesellschaftlichen Beziehungen und Rechtssystem aus: „Beziehungen zwischen 
Geschäftsleuten, zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, oder aber zwischen Famili- 


3 Was hier „Befreiung des Arbeitsrechts von Erstarrungen“ genannt wird, dürfte —- im Kontext des Bedauerns von „Verrechtlichung‘“ — wohl vielmehr eine 
„Befreiung“ des ArbeitsMARKTES von bestimmten Teilen des Arbeitsrechts meinen (also nicht eine „Befreiung des Arbeitsrechts‘‘ — was immer das eine könnte —, 
sondern eine Limitierung des Gesetzgebers). 


* Achinger stellt „Verrechtlichung“ in den Kontext von Institutionalisierung und Verfestigung, wie sie durch eine gesetzliche Regelung erreicht werden: „Es geht 
um das Eigengewicht der im Laufe der letzten Jahrzehnte geschaffenen [sozialpolitischen] Institutionen und ihre FESTGELEGTEN Praktiken; ein Eigengewicht, das 
vielfach zu völlig anderen Wirkungen geführt hat, als die Initiatoren dieser Sozialpolitik im Auge hatten. Die strukturbildende Kraft der Institutionen ist keines- 
wegs identisch mit der Intention, die sie geschaffen hat. Diese Institutionen DES RECHTS und der Verwaltung haben längst einen Eigencharakter gewonnen.“ (39 
— Hv. d. Vf.In). Damit sei die Sozialpolitik gegenüber der Zeit, als „die Ideen noch im Fluß“ waren, in das „Stadium der entfalteten Institutionalisierung und 
Verrechtlichung“ eingetreten (40). Das Vorhandensein der ‚festgebauten sozialpolitischen Institutionen’ müsse „dazu führen, daß im wesentlichen nur solche 
Aufgaben gesehen und angefaßt werden, die mit den Mitteln dieses Institutionalismus und der Verrechtlichung bewältigt werden können, selbst wenn in diesen 
Fällen der Herd des Übels nicht erreicht wird, wie wir es z.B. am Schicksal des Alters erleben, wo die Rentenpolitik als einzige überragende Antwort alle schwie- 
rigeren Aufgaben verdeckt.“ (41). 


enmitgliedern unter Berufung auf Rechtsansprüche regeln zu wollen, hieße dessen [des 
Rechts? / des Rechtssystems?, d. Vf.In] Leistungsfähigkeit zu überfordern.“ (85). Die 
„Nichtinanspruchnahme von Recht“ sei (zumindest teilweise) „Bedingung für die Auf- 
rechterhaltung der Sozialbeziehung“ (91). 


Schließlich behauptet auch Reidegeld (1980), auf den sich wiederum Habermas (1981/85b, 
S.531, FN 55, S. 532 £f., FN 57 f., ) bezieht, ein Fremdheitsverhältnis zwischen „Sozialver- 
hältnissen“ und Recht, wenn er von einer „den Sozialverhältnissen, den sozialen Verursa- 
chungen, Abhängigkeiten und Bedürfnissen ‚fremde[n]’ Wenn-Dann-Struktur des kondi- 
tionalen Rechts“ (277 - Hv. getilgt) spricht und „Ökonomisierung, Verrechtlichung und 
Bürokratisierung“, „zentralisieren, rationalisieren, computerisieren“ und „ortferne Großor- 
ganisation“ (ebd.) in eine Reihe stellt. Die ‚wahren, authentischen, sozialen Bedürfnisse’ 
werden von Reidegeld anscheinend als ‚ortsgebunden, ir-rational/emotional und computer- 
los’ vorgestellt, während „Verwaltungsprobleme“ für Reidegeld keine „Realprobleme“ 
sind. Denn er von spricht der „administrativ-juristischen Umdeutung des REALPROBLEMS 
Alters [...] in ein VERWALTUNGSPROBLEM“ (281 — Hv. 1.O.). Der essentialistische Charak- 
ter Reidegelds Konzeption des Sozialen, der sich in der Gegenüberstellung von „Realpro- 
blem“ und „Verwaltungsproblem“ ausdrückt, wird dadurch unterstrichen, daß er nicht von 
‚Juristisch-administrativer Deutung’ spricht, sondern den Vorwurf der „verkürzt[en] und 
teilweise unangemessen[en]“ „UMdeutung“ (ebd.) erhebt. 


Oder auch: Das, was ‚eigentlich’ politisch ist, wird in juristische Kategorien gezwängt und 


von Gerichten zur Entscheidung an sich gerissen. 


In diesem Sinne wird in einer Münchener Dissertation aus dem Jahr 1999 „Verrechtli- 
chung“ u.a. definiert als „Übergriff VON AUßEN auf die Machtsphäre der politischen Institu- 
tionen durch das Mittel des Rechts“ (Jain 1999, 114 — Hv. d. Vf.). 


Ein Bundestags-Abgeordneter beklagte zwei Jahre vorher: „Die Verlagerung GENUIN politi- 
scher Fragen in das Verfassungsrecht führt über den Weg der Verrechtlichung zu einer 
Auszehrung des Parlamentes‘“ (http://www.norbert-roettgen.de/rede_131197.htm — Hv. d. 
Vf£.In). 


Und Teubner (1984, 298) schreibt Otto Kirchheimer folgende Sichtweise zu: „Kirchheimer 
kritisierte damit [mit dem Begriff „Verrechtlichung“ die ...] Neutralisierung GENUM politi- 
scher (Klassen-)Konflikte“. 


Ich möchte diese Sichtweise, die einen „genuinen“, ‚natürlichen’ Charakter von bestimm- 
ten Themen und Konflikten behauptet, im folgenden in Frage stellen: Dazu möchte ich 
zunächst — zum besseren Verständnis der Argumentation — den Hintergrund meiner eige- 
nen Beschäftigung mit „Verrechtlichung“ darstellen, der kein professionssoziologischer, 
sondern ein politikwissenschaftlicher ist, und dann ein alternatives Modell vorSTELLEN 
und vorSCHLAGEN - ein Modell, das die „Rechtsferne“ des Alltags nicht als Prämisse 
VORAUSsetzt, sondern offen dafür ist, zu analysieren, ob die AlltagsakteurInnen nicht 
SELBST einen Beitrag zu Verrechtlichungs-Prozessen leisten; ob also das Juristische und 
der Alltag vielleicht doch nicht in einem äußerlichen Verhältnis zueinander stehen, son- 
dern im Alltag selbst in bestimmten Konstellationen ein Bedürfnis nach „Verrechtli- 
chung“ entsteht. 

Daß dies nicht nur eine spekulative Überlegung ist, zeigte auf der Tagung m.E. der Bei- 


trag von Ingo Socha über „Mangelhafte Kommunikation als Ursache für die Verrechtlichung 


von alltäglichen Konflikten“. In dem Beitrag wurde für meine Begriffe deutlich, daß es 
gerade bestimmte AlltagsakteurInnen sind, die (aus welchen Gründen auch immer) ein 
Interesse an der juristischen Lösung ihrer ‚privaten’ Konflikte haben, während es eher die 
Justiz ist, die sich (sei es zu Recht, sei es zu Unrecht) daran stört, für diese Konflikte Lö- 
sungen finden zu sollen. Schon 1980 hatte Erhard Blankenburg darauf hingewiesen, daß 
„bei Arbeitsgerichtsprozessen [...] Klagen aus kleinen Betrieben gegenüber Großbetrie- 
ben überrepräsentiert sind“. Dort scheinen also zumindest nicht beide Seiten gleicherma- 
ßen mit „personalisierten Arbeitgeber-Arbeitnehmerbeziehungen“ (Blankenburg 1980, 
88) zufrieden zu sein. Vielmehr scheint zumindest eine Seite, wohl die Beschäftigten- 
Seite, eine Interesse an juristischer Konfliktlösung’, an einem Ausbruch aus den Fesseln 
„personalisierter [...B]eziehungen“, zu haben. Für das Geschlechterverhältnis hat Sabine 
Berghahn (1996/7) darauf hingewiesen, daß Habermas’ Verrechtlichungs-Kritik ein patri- 
archales bias hat: Die sog. Privatsphäre war lange Zeit und ist zu erheblichen Teilen wei- 
terhin dadurch gekennzeichnet, daß in ihr (ebenso wie in der ‚öffentlichen Sphäre’) der 
männliche Teil Macht (208) über die ihm „zuarbeitenden oder von ihlm] abhängigen 
Frauen, Kinder, Dienstboten“ (206 f.) ausübt(e), so daß es Männer als „Einschränkung 
IHRER Privatheit“ erleben, wenn sich nunmehr das Kräfteverhältnis durch (neue, z.T. auch 
nur ANDERE) rechtliche Regelungen und Einschaltung dritter Instanzen wie Gerichten und 
Jugendämtern etwas verschiebt (210 - Hv. i1.O.). 

Nun also zunächst zum Hintergrund meiner Überlegungen und dann zu einem Vorschlag, 
wie sich dieses Interesse von AlltagsakteurInnen an Verrechtlichung (statt als ‚Übergriff’ 


des Systems auf den Alltag) denken läßt. 


II. Für eine Verschiebung des Blickwinkels: Perfomierung statt Deformierung 

1. Ein selbstkritischer Blick zurück 

Die folgenden Überlegungen entstanden im Zusammenhang eines Forschungs-Projekt‘, 
das sich - im Kontext des ‚materiellen’ Rechtsstaats-Begriffs in Deutschland und Spanien 


— anhand der Prozesse gegen die RAF und die GRAPO mit „Verrechtlichungs“-Prozessen 


% Umgekehrt kann die Unterrepräsentanz der Großbetriebe nicht dahingehend interpretiert werden, so dort kein Interesse an einer juristischen Konfliktlösung 
bestände. Vielmehr nehmen dort Personalabteilungen und Betriebsräte eine (entpersonalisierte) Klärung vor. Sie bleiben dabei „im Rahmen des Rechts, setzen 
womöglich sogar eine ‚Verrechtlichung’ der innerbetrieblichen Konflikte voraus.“ (Blankenburg 1980, 88). 


8 http://www.deutscherrechtsstaat.de/; http://www.Estado-de-Derecho.de. 


beschäftigt - oder sagen wir vielleicht besser: beschäftigen wollte’. (Die GRAPO ist eine 
Guerillagruppe, die in Spanien im anti-franquistischen Widerstand entstanden war und 
sich später dem ‚historischen Kompromiß’ der friedlichen Transition des Franco-Regime 
widersetzte.) 

Man/frau mag einwenden: Der bewaffnete Kampf war auch in den 70er und 80er Jahren 
weder in der BRD noch in Spanien ein alltägliches Phänomen. 

Dies sei gerne zugestanden — und doch lag meiner dortigen Fragestellung zunächst impli- 
zit ein solcher äußerlicher Verrechtlichungs-Begriff zugrunde, wie ihn Habermas vertritt 
und wie er wohl auch in dem call for papers für diese Konferenz impliziert war. 

Mit „Verrechtlichung‘“ war gemeint: 

a) Fragen, die eigentlich der Gesetzgeber nach politischen Kriterien entscheiden sollte, 
werden von Gerichten unter Berufung auf ein ungeschriebenes, ‚höheres’ Recht entschie- 
den. Soviel zunächst zum ‚materiellen’ Rechtsstaats-Begriff. 

Und b): eine Sache, die eigentlich eine hoch politische Angelegenheit ist, der Kampf auf 
Leben und Tod zwischen Guerilla und Staat, wird in die ent-politisierenden Bahnen eines 
Gerichtsverfahrens gezwängt; politische „Feinde“ (Carl Schmitt) werden in die juristische 


Kategorie von Angeklagten transformiert. So viel zunächst zum bewaffneten Kampf. 


Ein wichtiger Unterschied bestand allerdings: Habermas’ Verrechtlichungs-Kritik schreibt 
sich in die — sich als anti-bürokratisch verstehende — Kritik der ‚Gesetzesflut’ ein (vgl. 
Voigt 1980a, 15 f.) und richtet sich vor allem (auch wenn er das Wort nicht verwendet) 


gegen VerGESETZlichung® durch den sozialstaatlich-fordistischen Gesetzgeber”. So heißt 


? Denn nunmehr soll ein Teil dessen, was bisher als „Verrechtlichung“ bezeichnet und untersucht werden sollte, als „Juridifizierung“ bezeichnet und untersucht 
werden. 


$ Der Begriff wird von Voigt (1980a, 18) definiert als „Verrechtlichung in Gesetzesform durch das Parlament“. Nach der hier vorgeschlagenen Begrifflichkeit 
müßte dagegen von ‚Juridifizierung in Gesetzesform’ gesprochen werden. — Voigts Definition begibt sich dagegen der Chance, die Trennschärfe des Verrechtli- 
chungs-Begriffs dadurch zu erhöhen, daß bei der Begriffsdefinition berücksichtigt wird, daß nach dem vorherrschenden deutschen Sprachgebrauch weder alles 
„Recht“ Gesetzesrecht ist noch alle Gesetze als rechtmäßig anerkannt werden (vgl. unten S. 22 sowie den Begriff des ‚gesetzlichen Unrecht’, der sich nicht 
einmal in den romanischen Sprachen, in denen das Wort für „Recht‘ die deutsche Doppelbedeutung ‚1. individueller Anspruch 2. Rechtsordnung?’ teilt, noch erst 
recht im Englischen präzise nachbilden läßt: Ein Vorwurf, ein Gesetz sei „wrong“ oder „injustice“, macht die politisch-moralische Dimension des Vorwurfs 
deutlich, während die — dem Deutschen spezifische — etymologische Nähe von „Recht“ und „Gerechtigkeit“ ein beständiges Switchen zwischen einer politisch- 
moralischen und einer juristischen Argumentation ermöglicht). „Verrechtlichung“ soll daher hier für einen Prozeß der „Ent-Gesetzlichung“, für die Berufung auf 
eine ‚höheres’ Recht gegen die Gesetze reserviert werden. S. dazu unten S. I1£. 


° Der Zusammenhang zwischen Sozialstaat und Vergesetzlichung besteht nach Voigt (1980a, 19) darin, daß der Sozialstaat eine Ausweitung der Gesetzgebungs- 
gegenstände bedeutet: „Verlangte das liberale Bürgertum in der absoluten Monarchie zunächst nur die Bindung staatlichen Handelns an Gesetze und die parla- 
mentarische Mitwirkung an ihrer Verabschiedung, so bedeutet die Konstituierung der parlamentarischen Demokratie in der Weimarer Republik, daß das Parla- 
ment eine umfassende Kompetenz zu staatlicher Normsetzung erlangte.“ Dies wird in den Zusammenhang des Übergang von einer „Ordnungs- und Eingriffstä- 
tigkeit“ des Staates zu „leistende[n] und gestaltende[n] Aktivitäten“ gestellt (ebd.). Zu prüfen wäre aber wohl noch, ob Entstehung und Ausweitung der Lei- 
stungsverwaltung tatsächlich vorrangig gesetzlich INDUZIERT waren oder der parlamentarische Gesetzgeber der Ausweitung des Tätigkeitsbereiches der Verwal- 
tung vielmehr HINTERHERhinkte. Und falls letzteres der Fall war: Warum wird dann der demokratische Gesetzgeber geschlagen, wenn eigentlich die sozialstaatli- 
che Exekutive gemeint ist? Oder verbirgt sich vielleicht unter dem Deckmantel der Sozialstaats-Kritik vielmehr eine Demokratie-Kritik? Ist das Problem am 
Sozialstaat des 20. Jahrhunderts vielleicht gar nicht, daß er ‚zuviel’ (was immer das sein mag) (Gesetzes)normen hervorbringt, daß er zuviel juridifiziert (im 
allgemeinen) oder vergesetzlicht (im besonderen); sondern vielmehr, daß der demokratische Gesetzgeber (zumindest in Deutschland) darauf REDUZIERT wurde, 
die programmatisch-ideologische Begleitmusik zu einer Ausweitung von EXEKUTIVE-Funktionen bereit zu stellen? (Ein solcher Versuch, Luhmanns These vom 


es in seiner Theorie des kommunikativen Handelns: „In dem Maße, wie der Sozialstaat 
[...] ein Netz von Klientenverhältnissen über die privaten Lebensbereiche ausbreitet, um 
so stärker treten die erwarteten pathologischen Nebeneffekte einer Verrechtlichung her- 
vor, die gleichzeitig eine Bürokratisierung und Monetarisierung von Kernbereichen der 


Lebenswelt bedeutet.“ (Habermas 1981/85b, 534). 


Unsere Kritik richtete sich dagegen vor allem gegen den tendenziell gegenteiligen Prozeß 
der VerGERICHTlichung'” zulasten des demokratischen Gesetzgebers. Ohne hier in die 
Einzelheiten der Kritik an dem materiellen Rechtsstaats-Begriff einzusteigen, so hatte die- 
ser Fokus zumindest einen — wie uns scheint — Vorteil: Er sensibilisierte uns gegen eine 
Argumentationsbewegung, die sich auf ein ‚eigentliches’ Recht zulasten der positiven, 
parlamentarisch beschlossenen Gesetze beruft. Das heißt: Die Kritik an der materiellen 
Rechtsstaats-Konzeption sensibilisierte uns gegen eine essentialistische Berufung auf ein 


‚eigentliches’, ‚wahres’, höheres’ Recht. 


Von da aus war es dann freilich nur noch ein kleiner Schritt, auch unseren eigenen Aus- 
gangspunkt in Frage zu stellen: Wenn die essentialistische Berufung auf ein ‚eigentliches’ 
Recht problematisch ist — warum sollte es dann UNproblematisch sein, einen ‚eigentlich’ 
politischen Charakter von bestimmten Fragen zu behaupten, die nur ‚künstlich’ verrecht- 
licht würden? Dies gilt sicherlich nicht nur für den bewaffneten Kampf und die Politik, 


sondern auch für den Alltag. Statt Wesen- und Deformationsbehauptungen aufzustellen", 


Übergang von gesetzgeberischen Konditional- zu Zweckprogrammen gegen den Strich zu lesen, könnte sich vielleicht auf einige Passagen bei Voigt [1980a, 20 
f., 32] stützen; vgl. auch Alexy/Gotthold 1980, bes. 200, 203, 207 £., 210 f.) Steht also hinter der — mit anti-bürokratischem Gestus vorgetragenen — neo-liberalen 
Kritik an der ‚Gesetzesflut’ vielleicht eine gar nicht so liberale Geisteshaltung, nämlich das Interesse an einer präventive Abschirmung der (sei es sozialstaatli- 
chen, sei es nicht sozialstaatlichen) Exekutive gegen Demokratisierung, d.h. gegen parlamentarisch-gesetzgeberische Steuerung der Verwaltung? 


!0 Der Begriff findet sich - allerdings ohne Herausstellung des Gegensatzes von Vergerichtlichung und Vergesetzlichung - bei Blankenburg (1980, 88). 


!! Und Habermas’ Verrechtlichungs-Kritik läßt sich mit Fug und Recht als essentialistisch bezeichnen. Dies zeigen nicht nur die schon angeführten Zitaten, in 
denen die Verrechtlichung als ein „von außen“ in die Lebenswelt eindringender Vorgang bezeichnet wird (1981/85b, 522), der - in Habermas’ Logik: folglich — 
„pathologische“ Folgen hervorruft (534). Die „Theorie des kommunikativen Handelns‘ präsentiert sich (in Bd. 2 auf S.491) ausdrücklich als „eine in Sy- 
stem/Lebensweltbegriffe übersetzte Theorie der Verdinglichung“. Verrechtlichung ist für Habermas also „Verdinglichung“ der Lebenswelt. Der Zustand der 
Lebenswelt (vor Einsetzen der Verrechtlichung) wird damit als der ursprüngliche, natürliche und gute Zustand konzeptioniert: Die Verrechtlichung dringt „von 
außen“ in die Lebenswelt ein; in der Lebenswelt selbst gibt es kein Interesse an Verrechtlichung. Die Lebenswelt wird ihres eigenen Wesens durch Verrechtli- 
chung entfremdet. Diese Naturalisierung der Zustände in der sog. Lebenswelt zeigt sich am Bestandteil „Leben“ des Kompositums „Lebenswelt“ und an der 
Bezeichnung der „Nebeneffekte [djer Verrechtlichung“ als „pathologisch“ (534). Diese Charakterisierung findet sich nicht nur an dieser Stelle: S. 548 spricht 
Habermas erneut von „pathologische[n] Nebenwirkungen“, auf S. 549 von „pathologische[r] Verformung“, auf S. 565 von „Pathologien in der Lebenswelt“ (Hv. 
i.O.) auf S. 566 von „Pathologien der Lebenswelt“ (Hv. i.O.) und „lebensweltliche[n] Pathologien“. Demgegenüber „stemmt sich“ die von Habermas angerufene 
„kommunikative Vernunft [...] gegen eine Denaturierung des Selbst“ (1981/85a, 532). Mit der Konnotation der Verrechtlichung als das ‚Fremde’ und mit dem 
Begriff der „Entfremdung“ (1981/85b, 566) ergibt sich zugleich eine zeitliche Konnotation: der nicht-verrechtlichte Zustand der Lebenswelt ist der ursprüngliche 
Zustand. Habermas spricht in Bd. 2 auf S. 537 von den „vorgängigen Institutionen der Lebenswelt“. Die Verrechtlichung erfolgt nach Habermas also nicht nur 
„von außen“, sondern auch ‚nachträglich’ bzw. ‚später’. Oder anders herum ausgedrückt: Die Verrechtlichung ist ein ‚neues’ Phänomen. Nach Habermas be- 
zeichnet Verrechtlichung u.a. die „die rechtliche Normierung NEUER, bisher informell geregelter sozialer Sachverhalte“ (524 - Hv. d. V£.In). Die in essentialisti- 
schen Kategorien gedachte Gegenüberstellung von „Lebenswelt“ = ‚natürliches, ursprüngliches Wesen’ und Verrechtlichung = ‚von außen kommende, patholo- 
gische Deformierung’ = „Entfremdung“ ist also nicht zu übersehen. 


scheint es sinnvoller zu sein, Formierungsprozesse zu untersuchen: Wie werden bestimm- 


te Themen, Fragen, Konflikt ALS politisch, privat, rechtlich etc. konstituiert? 


2. Doing juridification 

Es soll also nicht mehr darum gehen, „Verrechtlichung‘“ als Deformation des Politischen, 
des Privaten, des Alltäglichen, des (Markt)wirtschaftlichen etc. zu denunzieren. Vielmehr 
soll es in Anknüpfung an Helmut Ridder (1977) darum gehen, in doppelter Opposition 
sowohl zu einem Getrenntdenken (469) und als auch zu einer Totalidentifikation (473, 
489, 491) von Recht und Politik zu analysieren, in welcher Weise der jeweilige Gegen- 
stand bzw. Konflikt von den unterschiedlichen Seiten zu einer rechtlichen und/oder politi- 
schen Sache GEMACHT wird (die dann IN DER FOLGE eine in der Tat sowohl politi- 
sche als auch rechtliche Sache IST). Das heißt: Spontane Evidenzen, wie ‚Klar, Terroris- 
mus ist eine Sache für die (Straf)justiz’, ‚Klar, der bewaffnete Kampf ist eine politische 
Angelegenheit’, sollen ihrer spontanen Evidenz entkleidet (und in diesem Sinne: de- 
konstruiert!) werden und statt dessen in ihrem Gewordensein und in ihrer Umkämpftheit 
analysiert werden (‚el ser es diferencia, es inconsumerable e irreducible a cualquier forma 
de identidad“ / „das Seine ist Differenz und inkonsumerabel durch und irreduzibel auf 
jedwede Form von Identität“ [Guillen Vera 2004, 354]). Dies gilt freilich auch für andere 
Evidenzen, bspw. für die Evidenz, ‚Klar, Kindererziehung ist eine private und keine juri- 
stische Angelegenheit’, ‚Klar, häusliche Gewalt ist eine private Angelegenheit und keine 


Sache für die Gerichte’, ‚Klar, Entscheidungen über den Produktionsprozeß sind eine Fra- 


!? Dekonstruktion bezeichnet nicht „a kind of all-licensing textualist „freeplay“ which abandons every last standard of interpretive fidelity, rigour or truth“, 
sondern Dekonstruktion bedeutet „drawing attention to [...] unresolved tension or conflict“ (Norris 1998). — Die hiesige Verwendung des Dekonstruktions- 
Begriffs schließt zunächst an die Duden-Definition des Dekonstruktivismus in der Architektur an: „Richtung [...], die [...], durch die Auflösung traditioneller 
statischer Verhältnisse [...] gekennzeichnet ist“ (D-FWb 2001, s.v.). Auf die Sozialwissenschaften übertragen heißt dies: Die Phänomene werden nicht als starre 
Gegebenheiten aufgefaßt, sondern in ihrem Gewordensein analysiert: „Butlers DE-konstruktion der Geschlechtsidentität zeigt, wie die Geschlechtsidentität 
Konstruiert wird.“ (Schaper-Rinkel 1994, 5 — Hv. d. Vf.In) / „Butlers De-konstruktion der Kategorie Geschlecht, als eine Theorie der performativen Hervorbrin- 
gung von Geschlechtlichkeit zeigt die Geschichtlichkeit dessen, was als schon immer vorhanden und evident betrachtet wird.“ (Schaper-Rinkel 1996, 10). Im 
spanischen Äquivalent des Dudens wird diese Bedeutung des Dekonstruktions-Begriffs (Dekonstruktion = das Aufzeigen der konstituierenden Elemente und 
Prozesse eines Phänomens) in Bezug auf die auf die Dekonstruktion von Texten wie folgt betont: „deconstruir“ (dekonstruieren) = „Deshacer analiticamente los 
elementos que constituyen una estructura conceptual‘“ (die Elemente, die eine begriffliche Struktur konstituieren, analytisch auseinander nehmen / zerlegen) 
(RAE 2003, s.v.). Und das Verfahren der „deconstrucciön“ (Dekonstruktion) wird definiert als: „Desmontaje de un concepto o de una construcciön intelectual 
por medio de su anälisis, mostrando asi contradicciones y ambigüedades.“ (Demontage eines Begriff oder einer gedanklichen Konstruktion mittels einer Analyse, 
die seine Widersprüche und Ambiguitäten aufzeigt) (RAE 2003, s.v.). Die „contradicciones y ambigüedades‘“ werden dabei vom Dekonstruktivismus — so ist die 
RAE zu ergänzen - als konstitutiv für den jeweiligen Gegenstand aufgefaßt; d.h. durch das Verfahren der Dekonstruktion wird der jeweilige Gegenstand seiner 
‚evidenten Eindeutigkeit’ entkleidet, indem aufgezeigt wird, daß er nicht einfach und ursprünglich, sondern hergestellt und komplex ist. Derrida beschreibt nicht 
die Entfaltung eines Ursprungs, sondern analysiert „series of [...] efforts‘“ (Cutrofello 1998; s.a. Derrida 1968, 37: „Die differance ist der nicht-volle, nicht- 
einfache Ursprung der Differenzen. Folglich kommt ihm der Name ‚Ursprung’ nicht mehr zu.“ [Hv. i.O.]. Vgl. Althusser 1963, 143 £.: „An die Stelle eines 
ideologischen Mythos von einer Philosophie des Ursprungs und ihren organischen begriffen setzt der Marxismus im Prinzip die Anerkennung der Gegebenhei- 
ten der KOMPLEXEN Struktur jedes konkreten ‚Gegenstandes’, [...]. Wir haben kein ursprüngliches Wesen mehr, [...]. Wir haben keine einfache Einheit mehr, 
sondern eine strukturierte, komplexe Einheit. Wir haben also keine ursprüngliche einfache Einheit mehr (in welcher Form auch immer), sondern das ‚IMMER- 
SCHON-Gegebene’ einer STRUKTURIERTEN KOMPLEXEN Einheit.“ [Hv. d. Vf.In; Original-Hv. getilgt]). 


ge wirtschaftlicher Freiheit in der Marktwirtschaft und keine rechtliche Angelegenheit’. In 

allen diesen Fällen können die spontanen Evidenzen in Frage gestellt werden. 

Denn: Ob ein Thema ein juristisches, ein politisches, ein privates, ein wirtschaftliches 

Problem oder alles zugleich ist, ergibt sich nicht aus der ‚Natur der jeweiligen Sache’ 

selbst. Über das „Wesen“ einer Sache sind keine konstativen Aussagen möglich; hier ge- 

raten die Wissenschaften an ihre Kompetenzgrenzen. 

Was die Wissenschaften freilich machen können, ist die performances, oder anders aus- 

gedrückt: die Kämpfe, 

> in denen darum gerungen wird, ob eine Sache als juristisch oder politisch oder privat 
oder ökonomisch oder alles zugleich klassifiziert wird, 

> in denen die Sache NICHT DEformiert, sondern PERformiert'” - durch und durch 
politisch und/oder juristisch etc. formiert (gestaltet) wird, 

sowie 

> die Ergebnisse dieser Performierungs-Prozesse 

beobachten und analysieren. (Die ERGEBNISSE von Performierungs-Prozesse zu analysie- 

ren, heißt zugleich, daß De-Konstruktion der o.g. Evidenzen nicht bedeutet, zu bestreiten, 

daß bspw. Kindererziehung unter bestimmten gesellschaftlichen und historischen Bedin- 

gungen tatsächlich ‚eine private und keine juristische Angelegenheit’ ist. „Dekonstruie- 

ren“ bedeutet nicht also ‚für >scheinhaft< erklären’, sondern schließt ein, anzuerkennen, 

daß das, was produziert wurde [der politische und/oder juristische Charakter eines Kon- 

fliktes oder Gegenstandes], ALS ERGEBNIS dieses Produktionsprozesse (aber eben nicht: 

qua ‚Natur der Sache’) TATSÄCHLICH EXISTIERT [vgl. dazu am anderen Beispiel: Schulze 

2004, 96 f. m.w.N.]. Die De-Konstruktion bestreitet nicht die Realität, sondern zielt auf 

die Analyse der ‚Schaffung’ [Butler 1990, 208] von Realität.) 


Mit obiger Unterscheidung zwischen „konstatieren“ und „performieren“ beziehe ich mich 
zum einen auf Austins Sprechakt-Theorie und zum anderen auf die feministische Adapta- 
tion, die diese in den letzten 15 Jahren erfahren hat. Austin (1955) unterscheidet zwischen 


konstativen, d.h. feststellenden Äußerungen der Art, „Die Katze ist auf der Matte“ (165, 


"3 dt. performativ < engl. performative < lat. per- (= dt. [u.a.] durch und durch, völlig, gründlich = engl. [u.a.] thoroughly, completely); vgl. kast. per-: denota 
intensidad o totalidad [bezeichnet eine Intensität oder Totalität]) + lat. formare (= dt. [u.a.] formen, gestalten; schaffen, verfertigen = kast. [u.a.] formar, mode- 
lar; construir, crear; kast. crear = dt. [u.a.] kreieren, [er]schaffen, schöpfen). (Glück 2000, s.v. Performative Äußerung, Perlokution |per- i.S.v. vollenden]; 
Georges 1913/18, s.v. per; GdS 1985, s.v. per-, RAE 2003, s.v. per-; DDL 2000, s.v. formo; P-L 1992, s.v. formare; P-S 2001, s.v. crear, kreieren, Schöpfer). 


s.a. 25, 27), und performativen Äußerungen der Art, „Ich bitte um Entschuldigung“ 
(164 £.).'* 


Konstative Äußerungen sind „solche, durch die Feststellungen [...] getroffen werden“ 
(Glück 2000, s.v. Konstativ). 


Performativ ist die Verwendung bestimmter Verben in der ersten Person Präsens (Allan 
1994, 3001, 3003), z.B. „Hiermit erkläre ich euch zu Mann und Frau“. „Dieser Gebrauch 
solcher Verben [...] unterscheidet sich fundamental von dem deskriptiven oder, wie Austin 
sagte, konstativen Gebrauch derselben Verben, z.B. Der Standesbeamte erklärte sie zu 


Mann und Frau. Mit der plerformativen] A[ußerung] vollzieht der Sprecher genau das, was 
das Verb beschreibt [...]. Er verändert also Welt und gibt sie nicht nur wieder.“ (Glück 
2000, s.v. Performative Äußerung - Hv. i.O.). 


Interessant ist vor allem die zweite Kategorie, also die der performativen Aussagen: In 


Form einer Feststellung wird das, was festgestellt wird, erst/zugleich hervorgebracht. 


Zum Zwecke der Gesellschaftsanalyse wurde der Begriff des Performativen in den letzten 
15 Jahren, insbesondere im Anschluß an Judith Butler, zur Analyse des Geschlechterver- 
hältnisses verwendet. Männlichkeit und Weiblichkeit werden nicht mehr als biologische 
oder metaphysische Gegebenheiten, sondern als Produkte performativer Praxis betrachtet. 
Butler (1990, 207 £.) schreibt: „Daß die Geschlechter-Realität [...] durch aufrechterhalte- 
ne gesellschaftliche Performanzen geschaffen wird, bedeutet gerade, daß die Begriffe des 
wesenhaften Geschlechts und der wahren oder unvergänglichen Männlichkeit und Weib- 
lichkeit ebenfalls konstituiert sind.“ Und in der Folge wird vom doing gender (statt vom 


Geschlecht ‚haben’ oder Mann oder Frau ‚sein’) gesprochen: 


„Das Herstellen von Geschlecht (doing gender) umfaßt eine gebündelte Vielfalt sozial ge- 
steuerter Tätigkeiten auf der Ebene der Wahrnehmung, der Interaktion und der Alltagspoli- 
tik, welche bestimmte Handlungen mit der Bedeutung versehen, Ausdruck weiblicher oder 
männlicher ‚Natur‘ zu sein. Wenn wir das Geschlecht (gender) als eine Leistung ansehen, 
als ein erworbenes Merkmal des Handelns in sozialen Situationen, wendet sich unsere Auf- 
merksamkeit von Faktoren ab, die im Individuum verankert sind, und konzentriert sich auf 
interaktive und letztlich institutionelle Bereiche.“ (West/Zimmermann 1991, 14). 


4 Im weiteren Verlauf seiner Vorlesungen unterscheidet Austin zwischen einem Bericht der Art, „Er hat mir befohlen, sie zu erschießen“, über einen illokutionä- 
ren Sprechakt und einem Bericht der Art, „Er hat mich dazu gebracht, sie zu erschießen“, über einen perlokutionären Sprechakt (164 - 167, 199). Diese — wie 
Austin sagt — speziellere Unterscheidung hebt die — wie er sagt — allgemeinere Unterscheidung (166) zwischen konstativen und performativen Sprachakten nicht 
auf. Vielmehr führt sie eine weitere Unterscheidung zwischen VERSCHIEDENEN ARTEN VON PERFORMATIVEN SPRECHAKTE ein: Die Äußerungen, ‚Ich bitte um 
Entschuldigung’ und ‚Ich befehle Ihnen, sie zu erschießen’, sind (in erster Linie) illokutionär. Der fragliche Akt (vorliegend die Entschuldigung, der Befehl) wird 
vollzogen, „INDEM man etwas sagt“ (117 —- Hv.d. Vf£.In) - allerdings: der Befehl kann verweigert, die Entschuldigung zurückgewiesen werden. Bei den perloku- 
tionären Sprechakten wird dagegen „noch eine WEITERE Handlung“ tatsächlich vollzogen (118 — Hv. d. Vf.In): Der eine (über)redet, und der andere schießt; der 
Richter verurteilt, und die Polizistin bzw. die Justizvollzugbeamtin sperrt ein bzw. hält fest; etc. 

Präziser ist freilich, nicht von illokutionären, perlokutionären (und im Falle der konstativen: von lokutionären) Sprechakten, sondern von lokutionären, illokutio- 
nären und perlokutionären ASPEKTEN von Sprechakten zu sprechen. Denn die vor allem illokutionäre Entschuldigung will zugleich bewirken, daß die andere 
Person die Entschuldigung akzeptiert (perlokutionärer Aspekt), und sie impliziert in der Regel auch einen lokutionären Wahrhaftigkeitsanspruch. Und der 
perlokutionäre Schuldspruch beinhaltet zugleich die lokutionäre Behauptung („die Dimension von Wahrheit und Falschheit“ [166]), daß die verurteilte Person 
tatsächlich der/die Täterin war. Und die vor allem lokutionäre Äußerung, „Die Katze ist auf der Matte“, mag zugleich die perlokutive Aufforderung enthalten, 
den Fußabtreter deshalb ausnahmsweise nicht zu benutzen. 

Wichtig ist des weiteren, nicht zu vergessen, daß nicht nur Sprechakte (diskursive Handlungen), sondern auch außer-diskursive Handlungen performativ sein 
können (und in der Regel sınD): Das Schießen (und nicht ein Sprechakt) bringt unmittelbar den Tod oder die Verletzung der Person hervor. 


„Das macht es [...] schwierig, von der Geschlechtszugehörigkeit zu sprechen, weil man sie 
im strikten Sinne nur ‚hat‘, indem man sie ‚tut‘.“ (Gildemeister/Wetterer 1992, 212 - Hv. 
1.0.). 


In analoger Weise möchte ich vorschlagen, nicht mehr von der Annahme auszugehen, daß 
bestimmten Fragen / Themen / Konflikte AN SICH alltäglich, privat, politisch etc. SIND und 
durch Verrechtlichungs-Prozesse deformiert, ihres eigentlichen Wesens entfremdet wer- 
den. Vielmehr möchte ich vorschlagen, die performativen Praxen zu untersuchen, die ei- 


nen Gegenstand / einen Konflikt zu einem alltäglichen und/oder juristischen etc. MACHEN. 


II. Begriffliche Konsequenzen: Unterscheidung zwischen ‚„Verrechtlichung‘‘ und ‚Ju- 
ridifizierung“ 

Mit einer solchen Verschiebung des Fokus erweist sich auch das Wort „Verrechtlichung“ 
als problematisch. Ich möchte vorschlagen, statt von „Verrechtlichung“ von ‚Juridifizie- 
rung“ zu sprechen. Dabei soll der Begriff der „Juridifizierung“ nicht einfach den Begriff 
„Verrechtlichung‘ ersetzen. Ich möchte vielmehr vorschlagen, nunmehr zwei Probleme, 
die bisher beide unter dem Begriff „Verrechtlichung“ gefaßt wurden, begrifflich ausein- 
ander zu halten — und sie fallen wohl auch in den Gegenstandsbereich zweier unterschied- 


licher wissenschaftlicher Disziplinen. 


Ich möchte vorschlagen, die folgenden beiden Probleme auseinander zu halten: 

1. das Problem, das mit der materiellen Rechtsstaats-Konzeption verbunden ist: Die Beru- 
fung auf das Recht gegen das Gesetz, die häufig in der institutionellen Form der „Verge- 
richtlichung‘“ auftritt, d.h.: die einen Machtzuwachses der Justiz zulasten der Parlamente 
impliziert. Dies soll (mit einer unten vorzunehmenden Präzisierung) weiterhin „Verrecht- 


lichung‘ genannt werden. 


DIESEN Vorgang (die „Auszehrung“ des Parlaments und anderer politischer Institutionen 
v.a. durch gerichtliche Entscheidungen) „Verrechtlichung“ zu nennen, stellt durchaus keine 
— hier erst vorgeschlagene — Neuerung dar, wie schon die oben auf S. 4 angeführten Zitate 
zeigen. 

Auch in der schweizerischen politischen Diskussion wird der Verrechtlichungs-Begriff in 
dieser Weise verwendet: Sie (eine Politikerin) „spricht [...] sich mit aller Deutlichkeit gegen 
die zunehmende Verrechtlichung der Politik aus. Damit ist [...] die Tendenz [gemeint], dass 
die letzte materielle Entscheidung in kontroversen Fragen den Gerichten überlassen, oder, 
wie im vorliegenden Fall, von einzelnen Gerichten an sich gerissen wird.“ (http://www.sp- 
bs.ch/spinfo/presse/pres_180.htm). 

In der RECHTSwissenschaftlichen Diskussion sind es v.a. Helmut Ridder und ihm naheste- 
hende AutorInnen, die den Verrechtlichungs-Begriff in dieser Weise verwenden: Ha- 
se/Ladeur 1976a, 20 f. sprechen in Bezug auf das „Hochschulurteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts sowie auf die fast unübersehbare Zahl der Entscheidungen zum sogenannten 
allgemein Politischen Mandat der Studentenschaft“ von „Verrechtlichung des Bildungswe- 


sen“. Auf S. 22 f. sprechen sie von „Verrechtlichung [...] durch gerichtliche Güterabwä- 
gung“, und auf S. 29 behandeln sie „Verrechtlichung“ als Gegenbewegung zu „Politisie- 
rung“ (s.a. dies. 1976b, 333 f. 337, wo sie zeigen, daß auch die gerichtliche Ausweitung des 
Gesetzesvorbehaltes im Bildungsbereich nicht zu einer Stärkung formeller Parlamentsrech- 
te führt, sondern „materiell“ grundiert ist und „materielle“ Vorgaben an den Gesetzgeber 
‚transportiert’). 

Ebenso spricht Ridder (1977) in Bezug auf die - Art. 3 III GG mißachtende (vgl. 504, 510), 
aber vom Bundesverfassungsgericht gebilligte — Berufsverbote-Praxis von — „unter Umge- 
hung der Volksvertretung“ erfolgender - „rechtswidrige[r] Verrechtlichung“ (511). 
Hase/Ladeur/Ridder (1980, 796) schreiben: „Gerade durch seine ‚Wertorientierung’ hat das 
BVerfG aber insbesondere in den letzten Jahren immer mehr an politischem Konfliktpoten- 
tial materiell ‚verrechtlicht’ und dadurch der politischen Kontroverse entzogen.“ (Hv. 1.O.). 
Bei Lennartz (1990, 25) heißt es: „Die Kategorien abstrakten bzw. situativen Rechts ent- 
stammen der Diskussion über Verrechtlichung und Entrechtlichung. Diese Diskussion dia- 
gnostiziert eine sich AUSWEITENDE RECHTSSETZUNGSFUNKTION VON ‚vollziehenden oder 
‚RECHTSANWENDENDEN’ INSTANZEN auf dem Hintergrund des Trends zur Entformalisie- 
rung des Rechts.“ (Hv. d. Vf.In; zum Bedeutungszuwachs der Justiz „im Prozeß der Im- 
plementation der offenen gesetzgeberischen Programme bzw. der Kontrolle ihrer Verfas- 
sungsmäßigkeit“ s.a. Preuß 1988, 366; Ingeborg Maus [1986] bezieht sich auf diese Phä- 
nomene mit Begriffen wie „Verrechtlichung unterhalb der Gesetzgebungsebene“ [277] und 
„Entrechtlichung im gegenwärtigen Verrechtlichungsprozeß“ [280]). 

Aber auch in einer POLITIKwissenschaftlichen Lehrveranstaltungsankündigung der Uni Re- 
gensburg heißt: „Abschließend soll der Frage nachgegangen werden, inwieweit sich ein 
Trend zur Verrechtlichung der Politik und zu einer systematischen Machtausweitung ver- 
fassungsgerichtlicher Instanzen ausmachen lässt, der von vielen Zeitgenossen kritisch dia- 
gnostiziert wird.“ (http://www-cgi.uni-regensburg.de/Fakultaeten/Politikwissenschaft/html- 
ws0304/kursews03.phtml?kurs=33314).'° 

Grundlegend für diese politikwissenschaftliche Verwendungsweise des Verrechtlichungs- 
Begriffs dürfte Voigt (1980a) sein. Er faßt die „Justizialisierung, die Verrechtlichung in 
Form von Akten der Rechtsprechung,“ (21) als einen von „drei Grundtypen der Verrechtli- 
chung“ (18) auf.'° „Justizialisierung“ ist für ihn die „Verlagerung politischer Entschei- 
dungs- und Initiativfunktionen auf die Justiz“ (21 - i.O. hervorgehoben). Auch erkennt er, 
daß dieses Phänomen „in erster Linie mit der spezifischen Ausprägung des Rechtsstaats- 
prinzips in der Bundesrepublik Deutschland zusammen[hängt]“ (22 - Hv. i.O.) und daß 
dessen Spezifik in einem „materialen“ (22 — oder wie es bei anderen AutorInnen häufig 
heißt: in einem ‚materiellen’) Rechtsstaats-Verständnis (und damit in einem anti- 
positivistischen Rechts-Verständnis) besteht: Voigt erkennt, daß das BVerfG mit seiner 
wert-orientierten Rechtsprechung über bloße Verfassungsanwendung hinausgeht und statt 
dessen „[Verfassungs]konkretisierung“ (22) - bis hin zu „Eingriffe[n ...] in die Kompeten- 
zen von Legislative und Exekutive“ (23) — betreibt.!” Allein die letzte, hier darüber hinaus 
gezogene Konsequenz ist von Voigt noch nicht gezogen worden: nämlich nicht ‚„Justiziali- 
sierung“ und „Vergesetzlichung“ als zwei „Grundtypen“, d.h. Unterfälle, von „Verrechtli- 


12 Weitere Anwendungsbeispiele für diese Bedeutung von „Verrechtlichung“: http://www.berlinonline.de/berliner- 


zeitung/archiv/.bin/dump.fegi/1994/053 1/innenpolitik/0003/ (Warnung vor Verrechtlichung = mahnende Worte an die Verfassungshüter [= Verfassungsrichter]); 
http://www-user.tu-chemnitz.de/-rika/Studium/Geschichte/arb_wrv_gg.html (Verrechtlichung der Politik = zu häufiges Anrufen des Bundesverfassungsgerichts), 
http://www.ipr.uni-heidelberg.de/gjz/heidelberg_2002/download/ThesenpapierAdolphsen.pdf, S. 2, 3 (Zurückhaltung der Gerichte = Begrenzung der Verrechtli- 
chung), http://userpage.fu-berlin.de/-boulang/proseminar/PS 15052/texte/ProtokollSchank.pdf, S. 1, 2 (Justizialisierung = Einschränkung des Parlaments). 


!6 Auch Gralher (1980, 227) erkennt den Beitrag des Bundesverfassungsgerichts zu dem, was er „Verrechtlichung“ nennt. Dabei bleibt aber aufgrund seiner 
Begriffs-Definition (Verrechtlichung = Schaffung von „neue[n] und zusätzliche[n] Regeln“ durch den Gesetzgeber, aber nicht Justizialisierung [218]) die Frage, 
wer über den INHALT der Regeln bestimmt, außerhalb der Betrachtung. Den Beitrag des BVerfG zur Verrechtlichung untersucht er also nicht unter dem Ge- 
sichtspunkt des Übergangs der inhaltlichen Entscheidungskompetenz vom Parlament auf das Verfassungsgericht, sondern allein unter der statistischen Fragestel- 
lung, ob eine Gerichtsentscheidung ein (erneutes) Tätigwerden des Gesetzgebers auslöst (ebd. und 224). Die Frage, ob das Gericht dem Gesetzgeber die inhaltli- 
che Entscheidung vorgibt, steht dagegen nicht im Zentrum (s.a. 225). 


'7 Penski (1980) erkennt, daß die Schaffung „zusätzlich[en ...] Richterrecht[s]“ (237) und in diesem Sinne der Beitrag zur „Verrechtlichung“ (ebd.) nicht auf die 
Verfassungsgerichtsbarkeit beschränkt ist, sondern auch durch die Fachgerichtsbarkeit, in dem Fall: durch die Verwaltungsgerichtsbarkeit, erfolgt (vgl. Voigt 
1980a, 21: Ausweitung des „Bereich[s] der richterlichen Normierung“ durch das BVerwG). Nicht recht nachvollziehbar ist allerdings, wie er dies als die Schaf- 
fung einer „starken gesetzlichen Bindung“ der Verwaltung durch die Verwaltungsrechtsprechung und den Übergang der „Regelungsmacht von der Verwaltung 
(als Bürokratie) auf demokratisch legitimierte Organe‘ (244) interpretieren kann. Die Schaffung von Richterrecht „zusätzlich zum Gesetzesrecht‘“ (237) ist 
vielmehr eine Usurpation von parlamentarischen Kompetenzen. — Blankenburg (1980, 94) stellt dagegen im deutsch-us-amerikanischen Vergleich (im Anschluß 
an Scharpf 1970) fest, daß die starke Verwaltungsgerichtsbarkeit in Deutschland vielmehr ein schwaches Substitut einer politisch-parlamentarischen Kontrolle 
der Verwaltung ist: Die „richterliche Nachprüfung von Verwaltungsentscheidung“ stellt „gegenüber einer sich politisch legitimierenden Verwaltung eher eine 
Verringerung der Kontrollmöglichkeiten dar“ (94). 


chung“ zu behandeln, sondern „Verrechtlichung“ - d.h. die Berufung auf ungeschriebenes 
(Verfassungs)recht, auf „Werte“ und „Prinzipien“, die solches im Text des GG nirgends 
benannt sind - als Prozeß der Ent-Gesetzlichung und sogar ‚Ent-GRUNDgesetzlichung’ (d.h. 
klar als verfassungswidrige Beschränkung der Parlamentskompetenzen durch Performie- 
rung neuen Verfassungsrechts'?) zu charakterisieren. 

(Freilich können wir weiterhin — und insofern auch weiterhin an Voigt anknüpfend - „Ver- 
rechtlichung“ und „Vergesetzlichung“ als zwei Unterfälle von „JURIDIFIZIERUNG“ auffas- 
sen [s. dazu schon FN 8]. Und auch ist die Vergerichtlichung / Justizialisierung die zwar 
vielleicht machtvollste oder häufigste, aber nicht die einzige Form von Verrechtlichung””: 
Soweit sich die Exekutive auf „übergesetzlichen Notstand“ beruft (vgl. z.B. Böckenförde 
1978, 1282 f.) oder PolitikerInnen ihre Programme nicht parteilich, sondern unter Anrufung 
vermeintlich universeller Rechtsprinzipien begründen,” soll auch dies „Verrechtlichung“ 
1.S.v. „Ent-Gesetzlichung“ und „Auszehrung“ des Politischen genannt werden. Unter dem 
Gesichtspunkt der „Auszehrung“ des Politischen ist Gralhers [1980, 218] Definition von 
Politisierung aufschlußreich: Für ihn bedeutet Politisierung, daß „weitere Bereiche zum 
Gegenstand der politischen Auseinandersetzung werden“, daß „bestimmte Werte infrage 
gestellt werden“. Die Postulation von feststehenden, universellen Werten, die der politi- 
schen Auseinandersetzung entzogen sind, die über den politischen Parteien stehen, ist also 
ein Element von Ent-Politisierung.) 


Die damit verbundene Frage, ob diese Verrechtlichung die Form eines Verstoßes ‚gegen 
das Gesetz’ annimmt, ist in erster Linie eine rechts- (oder wie ich vorziehe zu sagen: 
GESETZES)wissenschaftliche Frage. Die Frage nach dem damit verbundenen Machtzu- 
wachs der Gerichte fällt allerdings in den Gegenstandsbereich anderer Disziplinen. 

2. Die allgemeinere Verwendung des „Verrechtlichungs“-Begriffs 1.S.v. „Ent- 
Politisierung“”' etc., das heißt: einer Sache juristischen Charakter geben; eine Sache nach 
juristischen Kriterien entscheiden. Dies soll in Zukunft „Juridifizierung“” genannt wer- 


den. Die damit verbundene Frage, ob ein Gegenstand als juristischer und/oder politischer 


!$ Das Bundesverfassungsgericht bekundet ausdrücklich, daß es seines Erachtens die Aufgabe der Justiz ist, „Wertvorstellungen, die der verfassungsmäßigen 
Rechtsordnung immanent, aber in den Texten der geschriebenen Gesetze nicht [!] oder nur unvollkommen zum Ausdruck gelangt sind, in einem Akt bewerten- 
den Erkennens, dem auch willentliche Elemente [!] nicht fehlen, ans Licht zu bringen“ (BVerfGE 34, 269 [287 - Hv. d. Vf.In] - Soraya; vgl. krit. dazu: Ridder 
1973). 


' Vgl. Blankenburg 1980, 88 (aber mit etwas anderer Akzentsetzung): „Jedoch muß ‚Verrechtlichung’ nicht immer auch ‚Vergerichtlichung’ heißen. In vielen 
Sozialbereichen wird sie vielmehr vorweggenommen“. 


0 Vgl. dazu den Hinweis von Schwarz (1994, 11), „daß die Deutschen sich nicht vorstellen können, daß der Widerstand [...], die Parteinahme für Minoritäten 
und selbst die Revolte möglich seien, ohne daß zuvor deren ‚Prinzipien’ und ‚normativen Grundlagen’ von den diversen universellen Intellektuellen (Literaten, 
Philosophen, Pädagogikprofessoren) geklärt worden sind.“ 


?! Zu dem Gegensatzpaar „Verrechtlichung“ (im allgemeinen Sprachgebrauch; hier: „Juridifizierung“ genannt) — Ent-Politisierung s. bspw. Blankenburg 1980, 
89 f.; Reidegeld 1980, 284; Teubner 1984, 298 f. 

Im Zuge der Differenzierung zwischen Verrechtlichung und Juridifizierung dürfte allerdings auch eine Ausdifferenzierung des Ent-Politisierungs-Begriffs 
angezeigt sein: Die mit Vergesetzlichung verbundene Ent-Politisierung ist relativ gering; es handelt sich um eine POLITISCHE Entscheidung des Gesetzgebers. 
Allerdings wird der (politische) Handlungs- und Entscheidungsspielraum der Verwaltung, gesellschaftlicher Organisationen und BürgerInnen eingeschränkt. 
Diese Einschränkung bleibt allerdings (zumindest potentiell) temporär; die Neuaufnahme der Diskussion über den Gesetzesinhalt ist jeder Zeit möglich. 

Weitaus stärker ist die Ent-Politisierung, die mit der Vergerichtlichung verbunden ist: Die Entscheidung selbst stellt sich als unpolitisch und Anwendung von 
Recht dar; und die Bindungswirkung ist (zumindest, wenn es sich um eine Verfassungsgerichts-Entscheidung handelt) weitaus zu stärker: Ein Revision ist 
allenfalls mit verfassungsändernden Mehrheiten möglich. 

Schließlich ist noch der Fall in Betracht zu ziehen, daß die Entscheidung zwar bei den politischen Instanzen verbleibt, aber diese selbst nicht politisch (interes- 
sen-bezogen), sondern normativistisch-universalistisch argumentieren (vgl. FN 20). 


? Der Begriff soll dabei nicht in Blankenburgs Begriff der „Mobilisierung von Recht“ aufgehen (s. bspw. Blankenburg 1980, 86, 89, s.a. 91 [,‚Mobilisierung des 
Strafrechts“], s.a. 85 [,,Mobilisierung von Rechtsinstanzen“]). Denn der Begriff der ‚Mobilisierung von Recht’ scheint — wie der Begriff der ‚Mobilisierung einer 
Armee / von ReservistInnen’ — vorauszusetzen, daß das Recht zuvor schon vorhanden ist. Auf dieses Begriffsverständnis deutet auch der Begriff „manifest 
verrechtlicht‘‘ (ebd., 86) hin. Danach scheint es eine ‚latente Verrechtlichung’ zu geben, die durch die „Mobilisierung von Rechtsinstanzen“ (85), durch das 
„Anrufen rechtlicher Instanzen“ (86), zur „manifest[en]“ (86) Verrechtlichung wird. — Der Begriff der Juridifizierung soll dagegen — über den Prozeß der Mobili- 
sierung von Recht hinaus (diesen Vorgang aber sehr wohl einschließend) — auch den Vorgang der parlamentarischen Vergesetzlichung und der anti-gesetzlichen 
Verrechtlichung, die beide (zwei unterschiedliche) Voraussetzungen von ‚Mobilisierung von Recht’ darstellen, einschließen. Denn ohne vorhergehende Verge- 
setzlichung oder (spätestens gleichzeitige) Verrechtlichung, gibt es kein „Recht“, das mobilisiert werden könnte. 


wahrgenommen wird, fällt nicht in erster Linie in den Gegenstandsbereich der Rechtswis- 


senschaft, sondern in den Gegenstandsbereich der Politik- oder Geschichtswissenschaft. 


IV. Juridifizierung als performative Praxis 

Wenn das zuletzt genannte Phänomen nicht mehr „Verrechtlichung“, sondern in Zukunft 
„Juridifizierung“ genannt werden soll, so zielt dies darauf, die Analyse dieses Phänomens 
von jeder entfremdungs-theoretischen Lesart, von jeder Deformations-These abzuschnei- 
den. 

Dies soll zunächst noch einmal anhand des bewaffneten Kampfes und dann anhand eines 


‚alltäglicheren’ Beispiels erörtert werden. 


1. Beispiel ‚„‚bewaffneter Kampf“ 

Auch wenn es bspw. auch heute noch möglich ist, Argumente dafür vorzubringen, warum 
es adäquat gewesen wäre, die Mitglieder der RAF nicht vor Strafgerichten anzuklagen, 
sondern als Kriegsgefangene zu behandeln”, so läßt sich doch das Ausbleiben einer sol- 
chen Entscheidung nicht adäquat als „Verrechtlichung“ eines politisch-militärischen Kon- 
flikts kritisieren. Denn auch der Kriegsgefangenen-Status ist seinerseits rechtlich geregelt 
und i.d.S. ‚verrechtlicht’ — oder, nach der vorgeschlagenen begrifflichen Unterscheidung: 
‚„Juridifiziert“. 

Auch kann weiterhin denjenigen zugestimmt werden, die feststellen (und zumeist kritisie- 
ren), daß der bundesdeutsche Staat in und mit den Prozessen gegen Mitglieder und ver- 
meintliche Mitglieder der RAF zu erreichen versuchte, daß die politischen Inhalte der 


RAF möglichst wenig zur Sprache kommen. 


® Diese Auffassung impliziert zumindest nicht zwangsläufig die Einschätzung, daß dies - entsprechend der von den Gefangenen aus der RAF damit u.a. verbun- 
denen Erwartung — zu generell ‚angenehmeren’ Haftbedingungen geführt hätte. Adäquat gewesen wäre eine solche Behandlung nicht (oder zumindest nicht in 
erster Linie wegen der damit vielleicht verbundenen ‚humanitären’ Implikationen). Adäquat gewesen wäre sie vielmehr deshalb, weil die Mitglieder der RAF 
nicht gegen einzelne Strafgesetze verstoßen haben, sondern der Staats- und Gesellschaftsordnung in der BRD (und deren Bündnispartner) als Ganzes den Krieg 
erklärt haben, und auch der Staat seinerseits nicht in der Lage war, auf diese Herausforderung im Rahmen üblicher Strafprozesse mit Nachweis des individuellen 
Tatbeitrages etc. zu reagieren, sondern nicht nur auf Organisations- und Meinungsdelikte wie den $ 129a StGB zurückgreifen mußte, sondern auch im Bereich 
klassischen Tatstrafrechts mit der Annahme einer kollektiven Verantwortung der Mitglieder der RAF für die von der RAF zur Zeit der jeweiligen Mitgliedschaft 
begangenen Taten operierte (s. dazu bspw. Janssen 1990, 120 £. [wurde ein Nachweis der konkreten Tatbeteiligung überflüssig, da sich bereits über den Mit- 
gliedschaftsvorwurf eine Beihilfe [...] konstruieren ließe‘; Gräßle-Münschner 1991, 57: „kollektiver Verantwortungszusammenhang“, nicht „faktische Tatbei- 
träge“; vgl. auch Zinke 1991, 62 £.]). 

So absurd die linksliberale Vorstellung erscheint, die Gerichte hätten Mitglieder der RAF wegen Beweisschwierigkeiten auch mal freisprechen können (auffällig 
ist allerdings, daß dies bei Al Kaida-Verdächtigen in letzter Zeit öfters passiert ist), so absurd ist auch die Behauptung, der Staat habe den ihm erklärten Krieg 
niemals angenommen und die Aktionen der RAF erfolgreich auf das reduziert, was sie angeblich waren: Verbrechen. Gegen diese Sichtweise hat Scheiper (2005, 
unpaginiert [S. 5]) jüngst eingewandt, daß die Kinkel-Initiative des Jahres 1992, die beinhaltete die üblichen Haftentlassungsregeln für zu lebenslange Haft 
Verurteilte nunmehr auch auf RAF-Mitglieder anzuwenden, die „bis dahin vorhandene Sonderstellung der RAF-Häftlinge“ bestätigt habe. 

In einer solchen Konstellation, in der beide Seiten die geltende Rechtsordnung zur Disposition stellen, wäre ein Kriegsgefangenen-Status eine aufrichtige Lö- 
sung: Der Staat kann sein Inhaftierungsinteresse durchsetzen, ohne sein (so er denn ein solches hat) liberales Strafrecht umdeuten zu müssen, und die Gefange- 
nen erhalten einen abgesicherten Status, ohne daß der Staat (als eine der beiden Konfliktparteien) entscheidet, welche Seite IN DER SACHE Recht hat (wie dies im 
Rahmen eines Strafverfahrens, das auch etwaige Rechtfertigungsgründe für das umstrittene Handeln prüft, der Fall wäre). 


Doch erscheint es mir nicht mehr richtig zu sein, dies im Rahmen eines mit dem Begriff 


„Verrechtlichung“ konnotierten Gegensatzes von Recht und Politik zu diskutieren. 


Es gilt vielmehr zwei Thesen von Carl Schmitt (1927/32, 65) weiterzuführen, die aus- 
drücken, daß Recht und Politik keine statischen Gegensätze sind, sondern in einem dyna- 
mischen und umkämpften Verhältnis stehen: „dieses angeblich unpolitische und scheinbar 
sogar antipolitische System [...] vermag der Konsequenz des Politischen nicht zu entrin- 
nen.“ 

Und: „In Wahrheit ist es [...] eine typische und besonders intensive Art und Weise, Politik 


zu treiben, daß man den Gegner als politisch, sich selbst als unpolitisch (d.h. hier: wissen- 


schaftlich, gerecht, objektiv, unparteiisch usw.) hinstellt.“ (Schmitt 1927/32, S. 8, FN 2). 


Auch diese Thesen müssen allerdings von den in den Worten „scheinbar“ und „angeblich“ 
noch enthaltenen entfremdungs- bzw. manipulationstheoretischen Implikationen abge- 
schnitten werden. 

Das, was wir bisher vielleicht „Verrechtlichung des bewaffneten Kampfes“ genannt hät- 
ten, ist kein zu denunzierendes falsches Bewußtseins, keine Verzerrung des eigentlichen 
Wesens dieser Sache, sondern ein Bestandteil der zu analysierenden Realität, materiali- 
siert in Gerichtsgebäuden, materialisiert in Gefängnissen, die eben keine Kriegsgefange- 
nenlager sind, materialisiert in der Praxis und den Papieren” von RichterInnen, Staatsan- 
wältInnen und RechtsanwältInnen - und auch der Gefangenen selbst” (wenn sie sich ent- 
scheiden, Aussagen zu machen oder sich auf ihr Zeugnisverweigerungsrecht zu berufen; 
wenn sie für ihren bewaffneten Kampf ein völkerrechtliches Notwehr-/Nothilferecht ge- 


gen den [US]-Imperialismus beanspruchen). 


?* Wir sind uns sehr wohl bewußt, daß es für alle diejenigen, die sich über die ‚papierne Welt der Paragraphen’ lustig zu machen pflegen, eine Provokation 
darstellt, von ‚Materialisierung in Form von Papieren’ zu sprechen. Bevor sich diese Damen und Herren SpaßmacherInnen aber aufregen, sollten sie ihren 
Begriff von „Materie“, der die materielle Existenz von Papier zu negieren scheint, offenlegen. 


> Zu diesem Begriff von Materialisierung und der Kritik an einem Begriff von Ideologie, der diese als ‚falsches Bewußtsein’ auffaßt vgl.: „Das IDEOLOGISCHE, 
das sind nicht nur Ideen oder Ideensysteme — wie Gramsci sehr gut gesehen hat, SIND es IDEEN UND VERHALTENSWEISEN ZUGLEICH, Ideen im Verhalten, welche 
ein Ganzes bilden.“ (Althusser 1968b, frz. 554 — Hv. d. V£.In). Und: „Eine Ideologie existiert immer in einem Apparat und dessen Praxis oder Praktiken. Diese 
Existenz ist materiell.“ (Althusser 1969/70, 137). Als ob er die spätere idealistisch-postmoderne Ausbeutung dieser These vorausgesehen und vermeiden hätte 
wollen, setzt er sogleich hinzu: „Die materielle Existenz in einem Apparat und dessen Praktiken besitzt selbstverständlich nicht die gleichen Eigenschaften wie 
die materielle Existenz eines Pflastersteins oder eines Gewehrs.‘“ Trotzdem sind die Staatsapparate und deren Praxen eine materielle Realität, die sich nicht auf 
„falsches Bewußtsein“ reduzieren läßt. Althusser kritisiert die These vom ‚falschen Bewußtsein’ nicht von einem idealistischen Standpunkt aus, sondern gerade 
weil sie idealistisch ist, weil sie „den Klassenkampf und seine Komplikationen‘ auf eine Frage des (richtigen oder falschen) „Bewußtsein[s]‘“ reduziert (Althusser 
1978, 129). Aber warum ist das sog. ‚falsche Bewußtsein’ so stabil wie es? Weil es eben NICHT nur „Bewußtsein“, sondern in Praxen und Apparaten materiali- 
siert ist. Das Bewußtsein entspricht diesen Praxen durchaus (vgl. Marx 1859, 10: „Gesamtheit dieser Produktionsverhältnisse [...] welcher bestimmte gesell- 
schaftliche Bewußtseinsformen ENTSPRECHEN“ - Hv.d. Vf.In); ‚falsch’ (im wissenschaftlich-konstativen Sinne) ist nicht in erster Linie das Bewußtsein, sondern 
‚falsch’ (i.S. Althussers politischer Parteilichkeit) sind vor allem die materiellen Praxen, denen dieses Bewußtsein sehr wohl ENTSPRICHT (vgl. Haug/Hauser 
1992, 127). 


Das, was wir bisher vielleicht „Verrechtlichung des bewaffneten Kampfes“ genannt hät- 
ten, ist also kein zu denunzierendes falsches Bewußtseins, Keine Entfremdung des eigent- 
lichen Wesens dieser Sache, sondern materialisiert sich in diesen und weiteren Juridifizie- 
rungs-performances (Juridifizierungs-Leistungen)” (oder in „Juridifizierungs-Akten“, wie 


wir in Anknüpfung an Austins Begriff des „Sprechaktes‘“ sagen könnten). 


Dies heißt freilich nicht, daß diese Realitäten außerhalb der politischen Kritik stehen 
(auch wenn es nicht die Aufgabe der Wissenschaften ist, diese Kritik zu leisten). Vielmehr 
impliziert dies die (je nach politischem Standpunkt: schmerzhafte) Einsicht, daß diese 
Realität nicht dadurch verändert werden kann, daß sie als „Verrechtlichung‘“ denunziert 
wird. Auch um diese Illusion zu vermeiden, wollen wir in Zukunft statt von der „Ver- 
rechtlichung der Politik“ im allgemeinen und der „Verrechtlichung des bewaffneten 
Kampfes“ im besonderen lieber von der „rechtlichen Seite der Politik“ und der „rechtli- 
chen Seite des bewaffneten Kampfes“ oder von der ‚„Juridifizierung“ (oder aber auch: Po- 


litisierung) des jeweiligen Gegenstandes sprechen. 


Dabei hat der Begriff „Juridifizierung“ (den Carl Schmitt [1929/31, 22], wenn auch mit 
anderer Akzentsetzung”’, verwandte) zwei Vorteile gegenüber dem insoweit bisher mitbe- 
nutzten Begriff „Verrechtlichung“: 

1. Der Begriff ‚„Juridifizierung‘“ weist nicht das deutsche — zumeist pejorative — Präfix 


„Ver-“ auf.”® Dies hat den wissenschaftlichen Vorteil, daß er nicht von vornherein pejora- 


2° MW-E 1994 macht für engl. performance sub 1.a die Bedeutungsangabe feat. Für feat werden dort wiederum die Bedeutungsangaben „I: act, deed 2 a: a deed 
notable [...] b: an act or product of skill [...]“ gemacht. Als Synonym zu feat wird u.a. achievement angegeben. Duden Oxford 1999 übersetzt engl. performance 
i.d.S. als dt. Leistung, und P-E 2001 macht für engl. feat die dt. Bedeutungsangaben: 1. Heldentat, Großtat 2. [Meister]leistung. achievement wird von beiden 
genannten zweisprachigen Wörterbüchern u.a. mit Leistung übersetzt. Duden Oxford 1999 übersetzt Leistung i.S.v. „Qualität bzw. Quantität der Arbeit“ und P-E 
2001 Leistung i.S.v. „Tätigkeit“ als performance. Auch in juristischen Wendungen wie „Leistung Zug um Zug“, „Leistung vor Fälligkeit“, „Leistung an Erfül- 
lungs Statt“ übersetzt P-E 2001 Leistung als performance. S.a. ELD 2001, s.v. performance; Leistung (Nr. 10548); discharge by performance, Leistung erfül- 
lungshalber (Nr. 5148), 


” Auch die Bedeutung von Schmitts Begriff „Juridifizierung der Politik“ changiert allerdings zwischen der allgemeineren Bedeutung ‚einer Sache juristischen 
Charakter geben’ und einer engeren Bedeutung ‚eine Sache der Entscheidung durch die Gerichte überlassen’. Wichtig ist darüber hinaus folgendes: Schmitt 
kritisiert zwar die „Juridifizierung der Politik“ (genauer: Schmitt kritisiert sie nicht, sondern hält sie für UNMÖGLICH und kritisiert die schon mit dem VERSUCH 
der „Juridifizierung der Politik“ einhergehende „Politisierung der Justiz“ [1929/31, 22]), aber: Er wendet sich durchaus NICHT gegen die Überordnung des Rechts 
über die Gesetze, gegen das, was wir hier „Verrechtlichung“ (im engeren Sinne) nennen. Vielmehr ist er als Universitäts-Jurist, der mit der Justiz insoweit 
konkurriert, selbst ein PROTAGONIST genau dieser Überordnung. Die Entscheidung über den Bruch der Legalität im Namen der „Legitimität‘“ genannten Staatsrä- 
son will Schmitt freilich nicht in die Hände der Justiz, sondern in die Hände des Reichspräsidenten legen — wobei er sich selbst als der maßgebliche juristische 
Berater empfiehlt. 


8 So wie das Präfix „Ver-“ wird auch das Wort „Verrechtlichung“ — zumindest, soweit es nach dem Vorbild von Habermas als „Vergesetzlichung“ verstanden 
wird — mit negativer Konnotation verwendet. S. dazu bspw. Teubner (1984, 290): „,Verrechtlichung’ ist ein häßliches Wort. Und es bezeichnet eine häßliche 
Sache. [...]: die Bürokratisierung der Welt. Recht, wenn es heute als sozialstaatliches Steuerungsmedium eingesetzt wird, verfügt über Funktionsmodi, Rationali- 
tätskriterien und Organisationsformen, die der lebensweltlichen Struktur der regulierten Sozialbereiche nicht angemessen sind, deshalb an ihr erfolglos auflaufen 
oder aber um den Preis ihres Erfolges diese zerstören.‘ Auch bei Voigt (1980a, 15) wird deutlich, daß die Verrechtlichungs-Diskussion — sowohl auf konservati- 
ver als auch auf ‚linker’ Seite — vor allem „KRITIK an der zunehmenden Verrechtlichung“ (Hv. d. V£.In) ist. Und bei Alexy/Gotthold 1980, 200 heißt es: „Ver- 
rechtlichung, Gesetzesflut, Bürokratisierung werden gemeinhin in einem Zusammenhang gebracht und mit negativen Vorstellungen besetzt.“ 

Erst in neuerer Zeit taucht — im Fall der „Verrechtlichung“ der internationalen Politik — ein positiver Verrechtlichungs-Begriff auf. Dabei scheint es kein Zufall 
zu sein, daß der deutsche mainstream „Verrechtlichung“ i.S.v. „Vergesetzlichung“ negativ bewertet, aber die Verrechtlichung der internationalen Beziehungen, 
die kaum durch parlamentarischen Gesetzgebung, sondern durch Regierungsvereinbarungen (wenn nicht durch militärisches Diktat von NATO-/OECD-Staaten), 


tiv (oder affirmativ) ist, aber dennoch die politische Freiheit läßt, die mit ihm bezeichne- 
ten Phänomene einer positiven oder negativen Bewertung zu unterziehen. 

2. Als Fremdwort ist dieser Begriff nicht von vornherein von dem deutschen Gegensatz 
von Recht und Gesetz affıziert. Dies ist nicht nur in Bezug auf den Gegenstand „bewaff- 
neter Kampf“ von Vorteil. Denn nicht nur eine verrechtlichte (i.e.S.: Berufung auf das 
Recht gegen das Gesetz), sondern auch eine strikt positivistische Vorgehensweise kann (je 
nach Gesetzesinhalt) eine Gegenbewegung zu einer politischen Handhabung des jeweili- 


gen Gegenstandes darstellen. — 


2. Beispiel „Fußball“ 

Aber nehmen wir noch ein anderes, alltägliches Beispiel, um die Vorteile einer Ersetzung 
eines entfremdungstheoretischen Verrechtlichungs-Begriffs durch einen performativitäts- 
orientierten Juridifizierungs-Begriff aufzuzeigen. Ich verdanke dieses Beispiel einer Stu- 
die einer spanischen Kollegin über dortige „Verrechtlichungs“-Prozesse (Girön Reguera 
2005). Auch die dortige Verrechtlichungs-Kritik wendet sich gegen die „Verrechtlichung“ 
der Familie, der Schule etc. (31, 46, 56) — alles Themen, die wir aus der deutschen Dis- 


kussion kennen. 


Ein anderes Beispiel, das sie nennt und das in der deutschen Diskussion eine vielleicht 
weniger prominente Rolle spielt, ist die „Verrechtlichung“ der SPORTFÖRDERUNG, kon- 
kret: der staatlichen Förderung für Fußballmannschaften (37). Wie kann es passieren, daß 


die ‚schönste Nebensache der Welt’ auf einmal ‚verrechtlicht’ wird? 


(Ich möchte im folgenden nicht die Details der rechtlichen Regel der Sportförderungen in 
Spanien diskutieren, über die ich ohnehin keine Kenntnisse habe; sondern ich möchte an- 


hand dieses Beispiels eine bestimmte Verschiebung des BLICKWINKELS vorschlagen.) 


durch Gerichte und die lex mercatoria machtvoller Unternehmen erfolgt, positiv bewertet wird. Vgl. krit. zur lex mercatoria: Mankowsiki 1999, bes. 139 f. mit 
dem Zitat: „Allowing a law of commercial jungle to govern would not create the promised liberty or justice, but would reinforce the power of those already in 
control.”; krit. militärischen Menschenrechts-Export Maus 1999, 284: Es existiert „keine globale gesellschaftliche Basis [...], die ein zur Verwirklichung der 
Menschenrechte eingesetztes Gewaltmonopol demokratisch kontrollieren könnte“. Wird es dennoch eingeführt, so können „[g]lobale Instanzen [...] in jeder 
Gesellschaft dieser Welt ihre Lesart von Menschenrechten gegen die dort vorherrschenden Lesarten militärisch durchsetzen. [...] hier würde die gesamt Weltbe- 
völkerung zum bloßen ‚Material’ der Menschenrechtsverwirklichung.“ 


Also noch einmal: Wie kann es passieren, daß die ‚schönste Nebensache der Welt’ auf 


einmal ‚verrechtlicht’ wird? 


Eine Antwort, die mit der These vom äußerlichen Verhältnis von Recht und Alltag - im 
vorliegenden Fall: von Recht und Fußball — vereinbar wäre, würde vielleicht auf Art. 9.1 
der spanischen Verfassung verweisen. Dieser Vorschrift unterwirft die öffentliche Gewalt 


- ähnlich wie Art. 19 IV GG - der Rechtsordnung.” 


Diese Antwort wäre mir aber zu einfach. 


Denn damit Art. 9.1 der spanischen Verfassung eine Juridifizierungs-Wirkung erzielen 
kann, müssen mindestens zwei weitere Voraussetzungen (über das bloße Vorhandensein 


der Norm hinaus) erfüllt sein. 


Die erste Voraussetzung hat juristischen Charakter: Subventionen, im vorliegenden Fall: 
die staatliche Unterstützung von Fußballmannschaften, müssen unter „öffentliche Gewalt“ 
subsumiert werden. Dies ist auf Kastilisch vielleicht einfacher als auf Deutsch, da poder 
püblico (= öffentliche Gewalt) auf Kastilisch (anders als der deutsche Begriff) nicht die 
Konnbotation violencia / körperliche Gewalt / verletzender Eingriff, sondern die Konnota- 
tion Können / Vermögen (1.S.v. Fähigkeit) / Tun hat. 

Dennoch scheint mir nicht evident zu sein, daß Rechtsschutz (sofern überhaupt von 
Art. 9.1. CE impliziert) nicht nur im Bereich der sogenannten „Eingriffsverwaltung“, son- 
dern auch im Bereich der sogenannten „Leistungsverwaltung“ existiert. Auch das indivi- 
duelle Rechtsschutzinteresse ist in dem Zusammenhang nicht offensichtlich. 

Aber nehmen wir an, es liegt bei der Verteilung der Subventionen durch die Zentralregie- 
rung eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes vor; dann wäre der benachteiligte Verein 
in seinen eigenen Rechten verletzt. Aber was ist, wenn es sich um die Sportförderung 


durch die Stadtverwaltung handelt? Muß Bilbao seine Fußball-Vereine mit genauso viel 


® Art. 91 CE: „[..] los poderes püblicos estän sujetos a la Constituciön y al resto del ordenamiento jurfdico“ 
(http://www.congreso.es/funciones/constitucion/const_espa_texto.pdf) / „[...] die öffentlichen Gewalten sind der Verfassung und übrigen Rechtsordnung unter- 
worfen“ (Sommermann 1984, 372; http://www.verfassungen.de/es/verf78.htm übersetzt — statt „der Verfassung ... unterworfen“ — „an die Verfassung ... gebun- 
den“). Art. 19 IV 1 GG: „Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht ihm der Rechtsweg offen.“ 
(http://www. verfassungen.de/de/gg49-i.htm). 


Geld fördern wie Madrid? Oder darf Bilbao sagen: „Uns ist die Förderung des Baskisch- 
Unterrichts in den Schulen wichtiger als Fußball“? 


Aber lassen wir diese juristischen Fragen dahingestellt sein. 


Mich interessiert vor allem die ZWEITE Voraussetzung — und die hat einen ‚alltäglichen’ 
Charakter: 

Was muß passieren, damit nicht nur die JuristInnen, sondern auch die Mitglieder des Fuß- 
ball-Vereins selbst, ihre Freizeit-Beschäftigung (oder im Profi-Fußball: ihr Geschäft) als 
juristische Angelegenheit begreifen. 

Es muß ja erst einmal eineR die IDEE haben, wegen dieser Frage zu einem Anwalt oder 
einer Anwältin zu gehen. Und der Anwalt oder die Anwältin muß über die juristische 
Fachdiskussion auf dem Laufenden sein und sagen: ‚Ja, vielleicht kann ich Euch juristisch 
helfen.” Vielleicht sagt der/die AnwältIn aber auch: ‚Als Mensch verstehe ich Euren Är- 
ger, aber als JuristIn kann ich Euch leider nicht helfen.’ 

Eine andere mögliche Reaktion könnte sein, zu sagen: ‚Wir trainieren einmal pro Woche 
mehr und versuchen Meister zu werden, obwohl der andere Verein mehr Subventionen 
erhält als wir.’ Oder man/frau ärgert sich, tut aber gar nichts etc. Bleibt der Gang zum 
Anwalt / zur AnwältIn aus, läuft die rechtliche Regelung leer; die Juridifizierung bleibt 


aus.” 


Also: Was für ein individuelles und kollektives Bewußtsein und was für Erfahrungen 
müssen vorliegen, damit für Akteure und AkteurInnen im Fußball-Bereich eine juristische 


Konfliktlösung eine realistische Option ist? 


3. Beispiel „BürgerInneninitiative‘ und Schlußfolgerung 

Oder nehmen wir ein drittes und letztes Beispiel: Eine ökologische BürgerInneninitiative, 
die gegen ein Atomkraftwerk, eine Autobahn oder ähnliches kämpft. Die Initiative hat nur 
begrenzt Geld, und die Mitglieder haben nur begrenzt Zeit. Was muß passieren, damit sich 


die Mitglieder entscheiden, Klage gegen das Projekt einzureichen (statt den Bauplatz zu 


30 Vgl. bereits Blankenburg 1980, 85: Rechtliche Geltungsansprüche, die nicht thematisiert werden, bleiben „weitgehend unwirksam“. 
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besetzen, eine Petition ans Parlament zu schicken, einen Kongreß durchzuführen oder was 


auch immer)? 


Ich möchte also vorschlagen (zur Antwort kann ich selbst leider noch nichts beitragen) — 
statt „Verrechtlichung“ als äußeren Übergriff des Systems auf die „Lebenswelt“, auf den 
„Alltag“ zu begreifen —- zu fragen: Was muß passieren, damit Art. 9.1 der spanischen Ver- 
fassung nicht nur auf dem Papier steht? Welche tausend kleinen performativen Schritte”! 
müssen gegangen werden, damit auch der Fußball, die Politik einer BürgerInneninitiative, 
ein Ehestreit, eine schlechte Schulnote etc. eine juristische Angelegenheit werden — und 
damit die Betroffenen und die Öffentlichkeit dies nicht absurd, sondern normal und ver- 


nünftig finden? 


Es geht mir also um folgendes: Eine Angelegenheit ist nicht von Natur aus privat, poli- 
tisch, juristisch etc. Vielmehr wird sie durch bestimmte Praxen dazu GEMACHT. Mit wel- 
chen PRAXEN wird versucht, eine Sache als juristisch zu definieren? Und mit welchen 


Praxen wird versucht, eine Sache als privat oder politisch zu definieren? 


V. Verrechtlichung als Entgesetzlichung 

Aber noch einmal zurück zum Thema ‚materieller Rechtsstaat“: Auch wenn mein Vor- 
schlag lautet, auf die Verwendung des Begriffs „Verrechtlichung“ i.S.v. ‚einer Sache (un- 
berechtigterweise) rechtlichen Charakter geben’ in Zukunft zu verzichten, so möchte ich 
doch an dem (pejorativen) Begriff von „Verrechtlichung‘“ = „Berufung auf das Recht ge- 
gen das Gesetz“ festhalten. 

Mir scheint, daß wir hier der Gefahr des Essentialismus auch ohne Verzicht auf den Be- 


griff „Verrechtlichung“ entgehen können. 


Auch in diesem Fall ist allerdings wahr, daß die „Verrechtlichung“ nicht ein bloßes „fal- 


sches Bewußtsein“ ist, das durch die vermeintliche ‚Allmacht der (wahren) Ideen’ (vgl. 


3] Angedeutet bereits bei Blankenburg 1980, 89: „der Gang zum Gericht [führt] über mehrere Schwellen von der Wahrnehmung des Konflikts in rechtlichen 
Kategorien, über die Konsultierung eines Anwalts bis zur Klageerhebung“. Zusätzlich zu berücksichtigen wären bspw. die Kampf um die Einführung einer neuen 
juristischen Norm (statt der Aufstellung einer politischen Forderung ohne juristischen Umsetzungsvorschlag), die zielgerichtete Einholung eines juristischen 
Sachverständigen-Gutachtens, um eine Uminterpretation oder eine Bestätigung einer alten Auslegung einer bereits bestehenden Norm zu erreichen, die prozeß- 
begleitende Öffentlichkeitsarbeit, die Taktiken unterschiedlicher Fraktionen in der oben angesprochenen BürgerInneninitiative, von denen einige für und einige 
gegen eine juristische Strategie sind, die Kommunikation zwischen Vorstand und Fans des oben angesprochenen Fußballvereins, die zu einer politisierenden oder 
juridifizierenden Strategien ratende Beratungsstelle einer Gewerkschaft, einer MieterInnenorganisation, einer Frauen-Selbsthilfegruppe oder eines Sozialverban- 
des etc. etc. 
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Althusser 1967, 116) zurückgedrängt werden kann. Auch in diesem Fall materialisiert sich 
die „Verrechtlichung“ in der Praxis von individuellen und institutionellen Subjekten. Aber 
der Begriff der „Verrechtlichung“ als solches scheint mir, wenn er nicht in einem spezifi- 
schen entfremdungstheoretischen Kontext steht, nicht das Gegenteil zu implizieren. Wir 


können ihn insoweit wohl gefahrlos verwenden. 


Um ihn wirklich gefahrlos verwenden zu können und einen entfremdungstheoretischen 
Kontext ausschließen zu können, ist allerdings die eingangs (S. 11) angekündigt Präzisie- 


rung erforderlich: 


Um einen entfremdungstheoretischen Kontext zu vermeiden, ist die Umschreibung von 
„Verrechtlichung“ als „Vergerichtlichung“ zu präzisieren und etwas in Richtung von 
„Verphilosophierung“ zu verschieben. Diese Umschreibung darf nicht gelesen werden als: 
Eine Sache, die ‚eigentlich’ (ihrem Wesen nach) der Gesetzgeber entscheiden sollte, ent- 
scheiden statt dessen die Gericht.” Es handelt sich auch hier nicht um einen Verstoß ge- 
gen die angebliche ‚Natur der Sache’. Vielmehr ist offen zu legen, daß diejenigen, die 
„Verrechtlichung“ als Machtverschiebung von den Parlamenten zu den Gerichten kritisie- 
ren, dies auf Grundlage einer normativen (politischen) Präferenz für eine möglichst unmit- 
telbar-demokratische Legitimation grundlegender Entscheidungen tun.” Die Tragfähig- 
keit der wissenschaftlichen ANALYSE müßte sich aber daran erweisen, daß sie auch ohne 
diese normative Hintergrundannahme auskommt, daß sie (als Analyse) auch für diejeni- 
gen überzeugend ist, die eine andere normative Präferenz (bspw. für eine möglichst mit- 
telbare oder gar keine demokratische Legitimation) haben. 

Die BEGRIFFLICHE GRUNDLAGE DAFÜR (für eine solche nicht-essentialistische Lesart von 
„Verrechtlichung“) ist, daß Verrechtlichung 1.S.v. „Berufung auf das Recht gegen das Ge- 


setz“ (und diese Umschreibung ist treffender und normativ unverfänglicher als die Um- 


2 Allenfalls wäre sie zu lesen als: ‚Eine Sache, die NACH DEM GRUNDGESETZ der Gesetzgeber entscheiden soll, entscheiden statt dessen die Gericht.“ Dann 
würde es sich um die (konstative bzw. lokutionäre, vgl. FN 14) Feststellung der ILLEGALITÄT des fraglichen Phänomens handeln (wobei die politische Einstel- 
lung zur gegebenen Rechtslage offen bleiben könnte: Auch wer/welche, die vom GG vorgesehene Kompetenzverteilung für falsch hält, kann [und sollte] 
zugeben, daß eine davon abweichende Kompetenzverteilung, solange das GG nicht geändert wird, illegal ist). 

Aber auch hier ist Vorsicht angebracht: Denn zweifelsohne hat das Grundgesetz mit der Institutionalisierung des Bundesverfassungsgerichts selbst einen Grund- 
stein für Verrechtlichung gelegt (die also insoweit NICHT illegal ist) - auch wenn die gerichtliche Praxis und die juristische Lehre noch weit darüber hinausgehen. 
Nur insoweit die Praxis noch über das GG hinausgeht, kann die vorstehend angesprochene Illegalitäts-Feststellung getroffen (und dabei die Frage nach den 
eigenen normativen Präferenzen des/der jeweiligen FeststellerIn offen gelassen) werden. 


® Und auch eine solche politische Präferenz muß sich nicht mit der Berufung auf ein ursprüngliches Wesen belasten. Vielmehr ist es gerade für eine Politik, die 
sich als demokratisch und vielleicht auch als ‚fortschrittlich’ versteht, verhängnisvoll, sich auf einen statischen, konservativen Ursprungsdiskurs zu stützen. Ein 
solche Politik sollte sich nicht auf einen Anspruch philosophisch-METAPHYSISCHER, universeller ‚Wahrheit’ stützen, sondern sich zur Möglichkeit der „Wahl“, 
der politischen Entscheidung, (vgl. unten FN 37) bekennen. 
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schreibung „Vergerichtlichung‘“) KEIN OBJEKT (kein ursprüngliches Wesen) NENNT, das 
verrechtlicht wird (die Wendungen ‚Verrechtlichung des Alltags / der Lebenswelt / der 
Wirtschaft’ etc. nennen dagegen Objekte — nämlich den Alltag etc. — die [nach vorherr- 
schender Ansicht: unzulässigerweise] verrechtlicht werden). Zwar ließe sich auch diese 
Definition von „Verrechtlichung“ in einen entfremdungstheoretischen Diskurs ‚überset- 
zen’. Denn es ließe sich sagen: >,,Verrechtlichung“ bedeutet, daß das Recht entgesetzlicht 
und statt dessen< - so ließe sich vielleicht formulieren — >verphilosophiert wird<. Dann 
wäre das Recht selbst das Objekt der Verrechtlichung = Verphilosophierung. Mit dem 
Wort „Verphilosophierung“ ist zwar etwas angesprochen, was ich am Ende noch einmal 
aufgreifen möchte; aber ich möchte es nicht in dieser Weise aufgreifen. Ich will nicht sa- 


gen: „Das Recht soll nicht entgesetzlicht sein, es soll nicht verphilosophiert sein.“ 


Vielmehr möchte ich vorschlagen, auf der begrifflichen Ebene HINZUNEHMEN, daß „das 
Recht“ nicht immer „die Gesetze“ sind (s. schon FN 8); HINZUNEHMEN, daß „das Recht“ 
immer schon „philosophisch“ ist. (Aber ich möchte, wenn es erlaubt ist, voluntaristisch 
einen Wunsch auszusprechen, daß dieses Recht, das immer schon philosophisch ist, daß 
diese Verrechtlichung, VERSCHWINDET. Aber es gilt zu vermeiden, daß dieser politische 
‚Wunsch’, der zugleich ein wissenschaftlicher Wunsch ist, unsere Begriffsbildung beein- 
flußt. Denn eine solche Beeinflussung würde die Erkenntnis des Phänomens beeinträchti- 
gen — und damit auch die Möglichkeit, es „in Kenntnis der Sachlage“ [Althusser] zu be- 


kämpfen.) 


Wie kann nun dieser Wunsch sowohl politisch als auch wissenschaftlich sein, wo wir 


doch gerade dafür plädieren, Analyse und Parteilichkeit sorgfältig zu unterscheiden? 


Politisch ist dieser Wunsch, insofern mit ihm die oben angesprochene Präferenz für eine 
möglichst unmittelbar-demokratische Legitimation grundlegender Entscheidungen ver- 


bunden ist.” 


34 Wenn wir die oben in FN 14 erläuterte Begrifflichkeit Austins auf uns unsere eigene, hiesige Verwendung des Verrechtlichungs-Begriffs anwenden wollen, 
dann können wir sagen: Dieser ‚politische Wunsch’, der als solcher weder wahr noch unwahr sein kann (denn er ist nicht deskriptiv, sondern normativ), bezeich- 
net den perlokutionären Aspekt unseres Gebrauchs des Verrechtlichungs-Begriffs (die Feststellung und Analyse dieses Phänomens soll durchaus auf dessen von 
uns als problematisch angesehenen Charakter hinweisen und dadurch etwas BEWIRKEN: nämlich einen entsprechenden Einstellungswandel bei den LeserInnen). 
Demgegenüber stellt unsere Behauptung, daß einer sog. Rechtswissenschaft, die sich nicht als Gesetzeswissenschaft versteht, der ERKENNTNISGEGENSTAND 
FEHLT (wodurch sie sich als Pseudo-Wissenschaft ohne Gegenstand erweise; s. dazu sogleich im Haupttext), den lokutionären Aspekt unseres Gebrauchs des 
Verrechtlichungs-Begriffs dar, den wir MIT WAHRHEITSANSPRUCH verfechten. 
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Wissenschaftlich ist dieser Wunsch, insofern wir es als die Aufgabe einer Wissenschaft 
ansehen, ihre Gegenstände zu erkennen und nicht zu produzieren. Erkennen können wir 
aber nur die positiven, physisch in den Gesetzblättern der Welt (die NICHT mit den juri- 
stischen Lehrbüchern der Welt physisch identisch sind) existierenden Gesetze; das über- 
positive, metaphysische Recht ist aber nichts anderes als die Hervorbringung einer 
Rechtsklugheit (Jurisprudenz), die sich manchmal Rechtswissenschaft nennt, aber nichts 
anderes als Rechtsphilosophie ist. Deren vermeintlich konstativen Rechtserkenntnisse, 
sind nichts anderes als performative Rechtsproduktionen. Denn ihnen geht kein Erkennt- 
nisobjekt voraus. (Aus diesem Grund erscheint es uns nicht nur möglich, sondern auch 
notwendig, nicht nur in der politischen, sondern auch in der wissenschaftlichen Diskussi- 


on an einem pejorativen Begriff von Verrechtlichung festzuhalten.) 


‚Das Recht’ — zumeist eine flexible Mischung von Gesetzen und Gesetzesnegationen (= - 
verstößen)” — oder gar ‚die Rechtsidee’ oder das ‚Wesen des Rechts’ existieren nirgends, 
außer — wenn wir ein Wort von Marx und Engels (1848, 486) über „den Menschen“, über 
das „Wesen“ des Menschen aufgreifen dürfen — als im „Dunsthimmel der philosophischen 
Phantasie“, als in Philosophie- und Jura(lehr)büchern. Und man/frau sage nicht, daß es 
prinzipiell schwieriger sei, (Gesetzes)texte als andere Realobjekte (z.B. den Klassen- 
kampf, den Mehrwert, Quarks, Nanopartikel) zu erkennen. Auch wenn es in allen diesen 
Fällen schwierig, ja sehr schwierig ist (deshalb brauchen wir ja die Wissenschaften), das 
jeweilige Realobjekt zu erkennen, so wollen wir doch an der materialistischen Position in 
der Philosophie festhalten, daß die Realobjekte der Erkenntnis vorausliegen (vor der Er- 
kenntnis existieren) und daß wir von „Erkenntnis“ nur dann sprechen können, wenn eine 


Behauptung ihrem Gegenstand entspricht (vgl. Searle 1995, 159 - 236, bes. 207 ff.). 


5 Vgl. Ridder 1979, 127: Das - in der politischen und juristischen Diskussion immer wieder angerufene — „Verhältnismäßigkeitsprinzip“ besage in Bezug auf 
Rechtsfindung und Anwendung: „Nur soviel als Rechtsfindung und -anwendung deklarierte Erfindung und Anwendung von Nicht-Recht bzw. nur soviel Nicht- 
Findung und Nicht-Anwendung von Recht, wie im Einzelfall um der generellen und großzügig verfahrenden Systemerhaltung willen erforderlich.“ 
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VI. Verrechtlichung als ‚utopische’ Verphilosophierung 

Und damit komme ich zu einer letzte, vielleicht noch provozierenderen Behauptung als 
die vorhergehenden und zu einer weiteren Verschiebung des üblichen „Verrechtlichungs“- 
Begriffs: 

„Verrechtlichung“ ist — dies sollte inzwischen klar geworden sein — kein Vorgang der 
nachträglichen Deformierung eines zuvor nicht verrechtlichten Gegenstandes. Vielmehr 
nenne ich „Verrechtlichung“ — wenn auch mit unpassendem „ung“-Suffix (denn „-ung“ 
bezeichnet normalerweise einen Prozeß und keinen Zustand) — den Zustand jener ideolo- 
gischen Formation, die den Platz einer in Deutschland erst noch zu schaffenden Geset- 
zeswissenschaft besetzt hält; einer Formation, die den ‚Betrug einer jeden (Pseudo)- 


Wissenschaft ohne Gegenstand’ begeht. 


Dazu noch zwei Anmerkungen: 


1. Der Terminus ‚Betrug einer jeden (Pseudo)-Wissenschaft’ stammt von Althusser”, der 
ihn wiederum auf Kant zurückführt. In der Kritik der reinen Vernunft heißt es bspw.: „es 
ist unserer Vernunft nur möglich, die Bedingungen möglicher Erfahrung als Bedingungen 
der Möglichkeit der Sachen zu brauchen; keinesweges aber, ganz unabhängig von diesen, 
sich selbst welche gleichsam zu schaffen, weil dergleichen Begriffe, obzwar ohne Wider- 
spruch, dennoch auch ohne Gegenstand sein würden.“ (Kant: Kritik der reinen Vernunft, 
S. 879. Digitale Bibliothek Band 2: Philosophie, S. 24519; vgl. Kant-W Bd. 4, S. 653). 
Das heißt: Die Vernunft kann sich nicht selbst erschaffen; unsere Begriffe haben nur dann 
Sinn (und sind nicht — zwar widerspruchsfrei, aber auch - leer), wenn sie sich auf „Bedin- 
gungen der Möglichkeit von Sachen“, d.h. auf Realobjekte, die dem Erkenntnis-Diskurs 
vorausliegen, beziehen - im Falle der in Deutschland erst noch zu schaffenden Gesetzes- 


wissenschaft: auf die Gesetze und nicht auf ein ‚Wunsch-Recht’. 


3° Althusser 1967, 95: „Kant hat den Betrug der ‚Wissenschaften ohne Gegenstand’ nach Art der rationalen Theologie, der rationalen Psychologie und der 
rationalen Kosmologie entlarvt; [...].“ Über die „rationale Psychologie“ sagt Kant bspw., daß sie „gar keine theoretische Wissenschaft ist, sondern auf einem 
einzigen Schlüsse der moralischen Teleologie beruht“ (Kant, Kritik der Urteilskraft, S. 521. Digitale Bibliothek Band 2: Philosophie, S. 26237; vgl. Kant-W Bd. 
10, S. 425). Und „die transzendentalen Grundsätze einer vermeinten reinen (rationalen) Kosmologie“ führt Kant „vor Augen [...], nicht, um sie gültig zu finden 
und sich zuzueignen, sondern, [...], um sie als eine Idee, die sich mit Erscheinungen nicht vereinbaren läßt, in ihrem blendenden aber falschen Scheine darzustel- 
len“. (Kant, Kritik der reinen Vernunft, S. 489 f. Digitale Bibliothek Band 2: Philosophie, S. 24129 £.; vgl. Kant-W Bd. 4, S. 401). - Nicht vergessen werde sollte 
allerdings, daß Kant trotzdem nicht zu einer materialistischen Position vordringt (vgl. Althusser 1967, 96 - 98); und auch nicht vordringen will (bspw.: Kritik der 
reinen Vernunft, S. 476. Digitale Bibliothek Band 2: Philosophie, S. 24116; vgl. Kant-W Bd. 4, S. 354), sondern in einem Empirismus befangen bleibt (vgl. 
Kant: Prolegomena zu einer jeden künftigen Metaphysik, S. 112. Digitale Bibliothek Band 2: Philosophie, S. 24766 [vgl. Kant-W Bd. 5, S. 183]: „wenn wir die 
Gegenstände der Sinne [...] als bloße Erscheinungen ansehen, so gestehen wir hiedurch doch zugleich, daß ihnen ein Ding an sich selbst zum Grunde liege, ob 
wir dasselbe gleich nicht, wie es an sich beschaffen sei, sondern nur seine Erscheinung, d.i. die Art, wie unsre Sinnen von diesem unbekannten Etwas affiziert 
werden, kennen.‘“). 
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2. Die zweite Anmerkung soll in einer weiteren Analogie zum Marxismus bestehen. En- 
gels hat bekanntlich die Behauptung aufgestellt, der Sozialismus habe sich von einer Uto- 
pie zur Wissenschaft entwickelt. Hier besteht weder die Notwendigkeit noch der Raum zu 
entscheiden, ob der Sozialismus jemals den Status einer Wissenschaft erreicht hat. Aber es 
dürfte leicht sein, Einigung darüber zu erzielen, daß jedenfalls der Utopische Sozialismus 
keine Wissenschaft war. 

Wir wollen in einer Analogie zum Utopischen Sozialismus erläutern, was wir oben ($. 22) 
meinten, als wir die These nahelegten, der Begriff „Verrechtlichung“ unterstreiche, daß 
„das Recht“ immer schon philosophisch ist; als wir behaupteten, die in Deutschland vor- 
herrschende Rechtsklugheit sei Rechtsphilosophie, nicht Gesetzeswissenschaft.”” 
Althusser (1965, 3), der damit diesen Anmerkungen zum letzten Mal zitiert werden soll, 


paraphrasiert Engels Charakterisierung des Utopischen Sozialismus wie folgt: 


„What is a utopian socialist doctrine? It is a doctrine which proposes socialist goals for hu- 
man action, yet which is based on non-scientific principles, deriving from religious, moral 
or juridical, i.e. ideological, principles. The ideological nature of its theoretical foundation 
is decisive, because it affects how any socialist doctrine conceives of not only the ends of 
socialism, but also the means of action required to realize these ends. Thus, utopian social- 
ist doctrine defines the ends of socialism — the socialist society of the future - by moral and 
juridical categories; it speaks of the reign of equality and the brotherhood of man; and it 
translates these moral and legal principles into utopian - that is, ideological, ideal and 
imaginary — economic principles as well: for example, the complete sharing-out of the 
products of labour among the workers, economic egalitarianism, the negation of all eco- 
nomic law, the immediate disappearance of the State, etc. In the same manner it defines 
utopian, ideological and imaginary economic and political means as the appropriate means 
to realize socialism: in the economic domain, the workers’ co-operatives of Owen, the pha- 
lanstery of Fourier’s disciples, Proudhon’s people’s bank; in the political domain, moral 
education and reform - if not the Head of State's conversion to socialism.“ 


Etwas sehr ähnlich stellt auch das dar, was wir in Zukunft „Verrechtlichung“ nennen wol- 
len: The translation of law into ideal, imaginary principles;, oder auf Deutsch: Die schlei- 
chende Verwandlung der positiven’* (= geschriebenen) Gesetze in bzw. deren Substitution 
durch ein imaginäres Wunsch-Recht. 

Dies ist der immer schon philosophische Aspekt von „Recht“: die Diskussion über ideelle 


Prinzipien statt über die wirklichen Gesetze; dies ist der Ou-töpos, an dem sich die Prota- 


37 Althusser (1967) unterscheidet wie folgt zwischen den Wissenschaften und der Philosophie: „Die Philosophie hat keinen Gegenstand, in dem Sinne, wie eine 
Wissenschaft, einen Gegenstand hat.‘ (24). Philosophische Thesen können „richtig“, aber nicht im wissenschaftlichen Sinne „wahr“ sein (20). Damit unterschei- 
det sich der Philosophie-Effekt von dem Erkenntnis-Effekt, der von den Wissenschaften über ihre jeweiligen Gegenstände produziert wird (68). 


38 Positiv“ hat hier keinerlei wertende Bedeutung im Sinne des Gegensatzes von „positiv“ und „negativ“. Vielmehr knüpft „positiv“ hier — wie im Substantiv 
„Positivismus“ — an die wörtliche lateinische Bedeutung an: ponere = [hin]stellen, -legen, -setzen; die „positiven Gesetze“ sind also nicht die ‚guten Gesetze’, 
sondern die ‚gegebenen Gesetze’, die vom Gesetzgeber gesetzten Gesetze. 
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gonistInnen von Verrechtlichung, die Verfechter ‚DES Rechts’, als über den gesellschaftli- 
chen Konflikten stehend wähnen; der Ou-töpos, an dem Horst Köhler, George Bush und 
Maggy Thatcher zum Sozialismus konvertieren werden. 

Es ist dies, was auch Otto Kirchheimer (1928, 597) „Verrechtlichung‘ nennt — nämlich 
das Phänomen, daß bestimmte Fragen „der jeweiligen sozialen Kräfteverteilung 
entr[iss]en und in die Sphäre des Rechts [lies: der Philosophie] entrückt [werden]“”. Die- 
se Fragen werden der Entscheidung durch den Gesetzgeber (der in den Grenzen der — 
durchaus schwerwiegenden — Mängel des parlamentarisch-repräsentativen Regierungssy- 
stem die „soziale Kräfteverteilung‘“ ausdrückt) entzogen und statt dessen werden ideelle 
Konstruktionen einer Rechtsphilosophie (oder: -utopie), die sich selbst der soziale Kräfte- 
verhältnisse entrückt dünkt und die sich als jenseits von Zeit und Ort imaginiert (s. noch 
einmal FN 39)“, herangezogen. 

Auch hier ist freilich darauf zu achten, daß „translation“, „Entrückung“ und „Entreißen“ 
zwar auf eine ‚Deformierung’ der geltenden Gesetze verweisen; aber auch diese Prozesse 
sind machtvolle performative Praxen, denen allein durch wahre Erkenntnis der wirklichen 


Gesetze nicht abzuhelfen ist. 


VII. Zusammenfassung 


Ich möchte meine Überlegungen abschließend wie folgt zusammenfassen: 


1. Der üblichen Verwendung des „Verrechtlichungs“-Begriffs liegt ein essentialistisches 


Verständnis des Politischen, Privaten, Alltäglichen etc. zugrunde. Die „Verrechtlichung“ 


39 Wolf/Heinrichs (2003, 27) kritisieren in ähnlicher Weise herrschaftsförmige Philosophie (womit wir auf den oben [S. 22] angesprochenen Begriff der „Verphi- 
losophierung“ zurückkommen können): Diese erhebe für ihren Diskurs einen Allgemeinheits-Anspruch, der sie jenseits von Ort und Zeit situieren und so den 
politischen Einsatz der philosophischen Diskussion verdecken solle. Heinrichs (2003, 144, 145) führt dies wie folgt aus: „Der Philosoph spricht nicht über die 
Realität, sondern nur von der Theorie. [...]. Die Regeln des philosophischen Feldes erfordern [...] diese Verschiebung. In der Philosophie spricht man nicht über 
Politik. Also muss der Philosoph das politische Problem in die Theorie verlagern. Im Streit stehen nun die Theorien, die Weltbilder als solches. [...] Diese 
Technik der Verschiebung ist [...] für die herrschaftsförmige, akademische Philosophie entscheidend. Sie erlaubt es ihr zu behaupten, dass sie nicht von der 
Realität handele, sondern nur von der Theorie. Somit zieht sie sich aus dem - explizit — Politischen zurück und gewinnt die Möglichkeit, einen politikfernen, 
neutralen Theoriestandpunkt zu behaupten. Dadurch kann sie sich dem im Politischen immer möglichen Vorwurf der Willkürlichkeit, also der Möglichkeit der 
Wahl, der Entscheidung für eine Position entziehen und statt dessen den Anspruch universeller Wahrheit für ihre Thesen behaupten. [...]. Erst wenn es der 
Philosophie durch diese Technik gelungen ist, eine scheinneutrale Wahrheit zu produzieren, begibt sie sich von dieser Position aus wieder auf die ‚oberflächli- 
che’ Ebene des Politischen und behauptet nun dort keine willkürlichen, sondern die einzig mögliche, weil aus ihrer wahren Erkenntnis über die theoretischen 
Grundlagen gewonnene, Position zu vertreten. [...]. Philosophie, die gesellschaftliche Widersprüche stabilisieren will, darf sich nicht auf den ersten Blick partei- 
isch zeigen. Die Technik der Verschiebung ist zugleich eine Technik der Verallgemeinerung. Vom konkreten Problem wird abstrahiert und nach einem allgemei- 
nen Muster gesucht.“ 

Für das Problem der „Verrechtlichung‘“ möchte wir diese Kritik wie folgt paraphrasieren: ‚Die Rechtsphilosophie und die Rechtsstaats-VerfechterInnen reden 
nicht über die Gesetze und die unterschiedliche Inhalte, die Gesetze haben können - sie reden statt dessen über DAs Recht. Erst wenn sie das vermeintlich univer- 
selle Recht bestimmt haben, kehren sie auf die >oberflächliche< Ebene der Gesetze zurück und sortieren die Gesetzgebungsakte des Gesetzgebers in solche, die 
im Licht DES Rechts bestand haben, und solche, die als >gesetzliches Unrecht< verworfen werden. Nur durch diese Verschiebung auf die höhere Ebene DES 
Rechts können sie sich bei dieser Selektion von der geschriebenen Verfassung befreien und die Parteilichkeit ihrer Selektionen im Namen universeller Philoso- 
phie verdecken.” 


“0 Voigt (1980a, 15) spricht im Zusammenhang mit Kirchheimer von „Neutralisierung politischer Konflikte“. Nach Voigt und Teubner (1984, 298) bringt 
Kirchheimer diese Neutralisierung allerdings mit der „juristische[n] Formalisierung“ (ebd.) (und nicht der [rechts]philosophischen ‚Entrückung’) in Verbindung. 
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wird als Deformierung, als Entfremdung des Politischen, des Ökonomischen, des Priva- 
ten, der „Lebenswelt“, des Alltags von seinem ‚eigentlich’ unjuristischen Wesen aufge- 


faßt. 


2. Um diese essentialistische Schlagseite des Verrechtlichungs-Begriffs zu vermeiden, ist 
es erforderlich, zwei unterschiedliche Phänomene auch begrifflich zu unterscheiden: a) 
Der Vorgang, daß einem Gegenstand ein juristischer (und/oder politischer, privater etc.) 
Charakter gegeben wird. b) Die Negation der Gesetze im Namen eines höheren Rechts 


und der damit verbundene Machtgewinn der Gerichte. 


3. Der zu 2.a) benannte Vorgang soll in Zukunft „Juridifizierung“ genannt werden. Ob ein 
Thema ein juristisches, ein politisches, ein alltägliches Problem oder mehreres davon zu- 
gleich ist, ergibt sich nicht aus der ‚Natur der Sache’ selbst. Über solche metaphysische 
Wesens-Fragen sind keine wissenschaftlichen Aussagen möglich; hier geraten die Wis- 
senschaften an ihre Kompetenzgrenzen. Was die Wissenschaften freilich machen können, 
ist die performances, die Kämpfe, in denen darum gerungen wird, ob eine Sache als juri- 
stisch oder politisch oder lebensweltlich etc. klassifiziert wird (in denen die Sache PER- 
formiert — durch und durch politisch und/oder juristisch formiert wird), zu beobachten und 
analysieren; erst in der Folge dieser performances IST die Sache dann auch politisch und 
oder rechtlich. Diese Kämpfe und deren Resultate zu analysieren, fällt vorrangig in den 
Kompetenzbereich der Politik- oder Geschichtswissenschaft. Daß die ‚Juridifizierung“ 
nicht nur erkannt, sondern Gegenstand gegensätzlicher politischer Bewertungen sein 
kann, versteht sich nach Vorstehendem - nach der Analyse des politische, juristischen 


und/oder alltäglichen Charakters einer Sache als Kampfprodukt - von selbst. 


4. Nach einer solchen politischen Bewertung gefragt, würde ich jedenfalls nicht Haber- 
mas’ Diktum ‚Die Verrechtlichung der Lebenswelt ist böse’ einfach umdrehen und sagen 
wollen, Juridifizierung ist immer gut.*' 

a) Für den oben angesprochenen Fußballverein dürfte es ein relativ geringes Risiko dar- 


stellen, (s)einen Anteil an den Subventionen mit juristischen Mitteln zu erstreiten. Da die 


a Vgl. die Unterscheidung zwischen unterschiedlichen „Legalstrategien“ bei Mückenberger 1975, 64; zwischen unterschiedlichen „Waffen“ bei Borchers et al. 
1976, 170; das „Selbständigkeit[s]“-Kriterium“ bei Geil/Günther 1978, 78 sowie den von Schöttler 1980, 24, FN 73 zitierten Kriterienkatalog. 
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Mitglieder und Angestellten des Fußballvereins aber nicht nur dies, sondern auch Staats- 
bürgerInnen etc. sind, werden sie sich zu überlegen haben, welche juristischen Strategien 
und Argumentation sie dabei verwenden und welche Rückwirkungen diese auf ihre son- 
stigen Interessen haben können. 

b) Komplizierter scheint mir die Situation im Falle der oben angesprochenen ökologi- 
schen BürgerlInneninitiative oder feministischer Anliegen zu sein. Tendenziell würde ich 
sagen, hängt die Antwort davon ab, ob die Juridifizierung zugleich die Form der Verrecht- 
lichung (s. dazu unten sub 6.) annimmt oder nicht. Oder anders ausgedrückt: Werden alle 
mögliche Wünschen auf das bestehende Rechts- (und Gesellschafts)system projiziert und 
wird versucht diese ‚irgendwie’ juristisch durchzusetzen? Oder wird reflektiert, daß be- 
stimmte Wünsche im Rahmen des bestehenden Rechts- und Gesellschaftssystems als 
Ganzes oder vielleicht auch nur aufgrund bestimmter bestehender Gesetze nicht erfüllbar 
sind? Eine Klage, daß der CO,-Ausstoß in der BRD ganz allgemein (oder gar weltweit) 
einen Verstoß gegen Art. 2 II GG darstellt erschiene mir (gemessen an den Zielen derjeni- 
gen, die eine Reduzierung des CO,-Ausstoßes erreichen wollen) ziemlich fragwürdig;”” 
eine Klage wegen Verstoßes gegen diese oder jene konkrete Vorschrift dieses oder jenes 
Umweltgesetzes deutlich erwägenswerter. 

c) Um so grundsätzlicher die politische Kritik einer Gruppierung (im Extremfall: einer 
revolutionären Guerillagruppe) ausfällt, um so wichtiger dürfte es für diese Gruppierung 
sein, daß sie die materielle (juristische) Entscheidung über den zugrundeliegende Konflikt 
nicht an (z.B. gerichtliche) Organe der Gegenseite delegiert, sondern sich auf den Versuch 
zu beschränken, bestimmte Verfahrenspositionen zu sichern, die die Äußerung von Dis- 
sens erlauben. 

Umgekehrt dürfte aber auch für die jeweiligen Kräfte des status quo nicht jede Juridifizie- 
rung unter allen Umständen genauso nützlich oder genauso schädlich sein. So scheint un- 
ter den politisch-kulturellen Bedingungen der Bundesrepublik die Existenz des Bundes- 


verfassungsgerichts (also — verkürzt gesagt —: Juridifizierung + Verrechtlichung) eine er- 


#2 Meine Bedenken dagegen, politische Programme mehr oder minder 1:1 in Rechtsbehauptungen umzusetzen, seinen hier nur kurz angedeutet: 1. Die (fälschli- 
che) Behauptung, eine bestimmte politische Forderung sei schon geltendes Recht, kann sich leicht gegen das Ziel, über die bestehenden gesellschaftlichen und 
politischen Verhältnisse ‚aufklären’ zu wollen, verselbständigen. 2. Die Selektivität der Auswahl des juristischen Personal und die finanziellen und kognitiv- 
kulturellen Zugangsbarrieren zur Justiz können es — gemessen an den wahrscheinlich zugleich auch partizipatorisch-demokratischen Interessen einer ökologi- 
schen BürgerInneninitiative oder der Frauenbewegung — kontraproduktiv machen, (grundlegende) Konflikte (für die es keine präzisen gesetzlichen Vorgaben 
gibt) gerade durch die Justiz entscheiden zu lassen. — Eine ‚Entlarvungs-Strategie’ (zeigen zu wollen, das die entsprechenden Ansprüche von der Justiz gerade 
nicht befriedigt werden), erscheint mir dagegen aus verschiedenerlei Gründen, die genauer zu erläutern hier ebenfalls der Raum fehlt, fragwürdig: 1. Eine solche 
‚Entlarvungs-Strategie’ schlägt schnell auf die Glaubwürdigkeit der entlarven-wollenden AkteurInnen zurück 2. Diskurse / Praxen sind stärker als Subjekte / 
Intentionen. 
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hebliche Funktion für die Reproduktion des status quo zu haben, während diese Repro- 
duktion bspw. in Britannien auch ohne Verfassungsgericht (also — verkürzt gesagt -: Juri- 
difizierung bei mäßiger Verrechtlichung) zu funktionieren scheint, während in einem drit- 
ten Kontext (das franquistische Spanien?) der nicht juristisch geregelte Einsatz der Staats- 


gewalt funktional sein mag. 


5. Für den zu 2.b) benannten Vorgang soll dagegen in Zukunft der Begriff „Verrechtli- 
chung“ reserviert werden. Zu analysieren, ob sich die Rechtssprechung oder auch die 
Rechtswissenschaft selbst mit ihren ‚Rechtserkenntnissen’ an die Gesetze hält, oder viel- 
mehr - implizit oder explizit — einen überpositiven Rechtsbegriff heranzieht, ist Aufgabe 
der Rechtswissenschaft (oder: wie wir, um deren tatsächliche Aufgabe zu betonen, vor- 
ziehen zu sagen: der Gesetzeswissenschaft). Auch die Verrechtlichung 1.S.d. Berufung auf 
das metaphysisches Recht gegen das positive Gesetz ist eine performative Praxis, und eine 
Rechtswissenschaft, die sich daran beteiligt, erweist sich als Pseudo-Wissenschaft ohne 
Gegenstand, die das, was sie zu erkennen behauptet, erst produziert. Sie betreibt dann eine 
machtvolle performative Praxis der Substitution der wirklichen Gesetze durch die ideellen 
Konstruktionen einer Rechtsphilosophie oder -utopie. Damit verschiebt sich der Fokus 
unserer Verrechtlichungs-Analyse und -Kritik von dem soziologischen Aspekt der "Ver- 


gerichtlichung" hin zum wissenschaftstheoretischen Aspekt der "Verphilosophierung". 


6. Jede Verrechtlichung ist zugleich eine Juridifizierung. Denn die philosophische Entrük- 
kung des jeweiligen Gegenstandes verstärkt die Nicht-Thematisierung von Politik, die der 
Juridifizierung eigen ist. Aber nicht jede Juridifizierung ist zugleich Verrechtlichung. 
Denn die De-Thematisierung von Politik muß nicht zwangsläufig in metaphysischen 
rechtsphilosophischen Bahnen erfolgen. Prozesse der Juridifizierung als Ent-Politisierung 


sind auch im Kontext eines positivistischen Rechtsverständnisses möglich. 


7. und letztens, um noch einmal auf den für die hiesige Tagung relevantesten Aspekt zu- 
rückzukommen: Der Alltag, das Alltägliche ist keine wesenhafte Substanz, kein ursprüng- 
licher Zustand, der durch bürokratische Verrechtlichung (oder auch: feministische Politi- 
sierung; oder auch: neo-liberale Ökonomisierung) eine von außen kommende Deformie- 


rung erleidet —- sondern: Spannend könnte sein, zu analysieren, mit welchen performativen 
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Praxen bestimmte Themen / Fragen ALS alltägliche, juristische, politische etc. hervorge- 
bracht werden. Dann würde vielleicht auch die Prämisse von der Rechtsferne des Alltags 
erschüttert werden und käme in den Blick, wann und wie Alltags-AkteurInnen selbst Juri- 
difizierung betreiben. Wann (Unter welchen Bedingungen) gehen die Menschen zum An- 
walt oder zur Anwältin? Was versprechen sie sich vom Gang zum/r AnwältIn oder zum 
Gericht? Und: Werden diese Hoffnungen von den AnwältInnen und Gerichten erfüllt? 

Ich möchte also vorschlagen, statt Verrechtlichung des Alltags zu BEKLAGEN, Prozesse 
des doing juridification (wofür das going to a lawyer nur ein Beispiel ist, vgl. FN 31) zu 


ANALYSIEREN. 
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IIX. Anhang: Die Bedeutung des Präfix „ver-“ im Deutschen 


Die deutsche Vorsilbe „ver-“ entspricht den griechischen Vorsilben „parä-“, „prö-“ und „peri-“ sowie den latei- 


; B 43 
nischen Präfixen „por-“, „pro-“ und „per-“. 


1. Indoeuropäischen Parallelen 


Alle diese Formen sollen von einer indoeuropäischen Wurzel „per-“ abstammen, die sowohl „durchbohren“ als 
auch „hinüberbringen“ bedeutet haben soll. 


a) „peri-“ / „per-“: Bezeichnung einer räumlichen oder zeitlichen Erstreckung 


Griechisch „peri-“ (= engl. „around“ = dt. „um ... herum“, wie in „Peripherie“ [räumliche Erstreckung] und „Pe- 
riode“ [zeitliche Erstreckung]) und lateinisch „per“ führen die Bedeutung „durch-“ weiter. Dabei ist nicht nur 
das Durchgehen, Durchqueren oder Durchbohren eines Raumes oder Körpers gemeint, sondern auch die 
Verbreitung und Ausdehnung über denselben oder die Erstreckung über einen bestimmten Zeitraum, also soviel 
wie „hindurch“, „hinweg“ (im Sinne von „Der umgekippte Kaffee ergoß sich über den ganzen Tisch hinweg“; 
„das ganze Jahr hindurch“ etc.). Dieser Gedanke der Erstreckung und Durchdringung führt dann in lateinischen 
Komposita zur Bedeutung „durchweg, durch und durch, über und über, völlig, gründlich bis zu Ende“ (vgl. im 
Lateinischen bspw.: facere = machen vs. perficere = vollenden, zustande bringen; pendere = erwägen vs. perpen- 
dere = gründlich erwägen, genau untersuchen; discere = lernen vs. perdiscere = auswendig lernen; ire = gehen vs. 
perire = 'bis zum Ende gehen', zugrunde gehen, untergehen). 


b) „parä-“: Bezeichnung der dabei zurückgelegten Distanz oder einer Abweichung vom Ziel 


Das griechische „parä-“ führt dagegen die Bedeutung „hinüber-“ = „über ... hinweg“ weiter; es wird — anders als 
bei „peri-“/,per-“ — weniger die Erstreckung (und Durchdringung) als VIELMEHR die DISTANZ, die überwunden 
wird, im Ergebnis also eine ABWEICHUNG ausgedrückt; ihm entspricht im Englischen „beside, beyond“, im 
Deutsche „bei, neben“. (Das seltene lateinische „por-“ scheint inhaltlich nicht richtig hierher zu passen, aber 
formell hierher zu gehören). 


c) „Pprö-“ / „pro-“: Angabe der Richtung oder des Ziels 


„prö-“ bzw. „pro-“ schließlich scheint auf die Richtung (VOR- [nicht: rück]wärts) bzw. das Ziel / den Begünsti- 
gen (des Hinüberbringens etc.) (‚„für, zugunsten“) Bezug zu nehmen. 


2. „ver-“ im Deutschen: Die drei indoeuropäischen Formen fallen zu einer Form zusammen und 
bezeichnen - in aller Regel: negativ bewertete - Abweichungen und Veränderungen 

Diese drei unterschiedlichen Formen, die auch im Gotischen noch vorhanden waren, sind im Deutschen in der 
Vorsilbe „ver-“ und im Englischen im Präfix „for-“ zusammengefallen. Dabei sind die drei Formen im Deut- 
schen nicht nur formell zusammengefallen; auch inhaltlich läßt sich selbst im Einzelfall kaum noch ein spezifi- 
scher Sinn ausmachen. 


a) „Ver-“ bezeichnet Veränderungen und Abweichungen 


Auch wenn man/frau/lesbe 


«e in einigen Fällen noch eine räumliche Veränderung (versetzen [i.S.v. an einen anderen Ort stellen: „eine 
Wand versetzen“, „die Knöpfe an einem Mantel versetzen“]) 


und 


e in .anderen Fällen eine zeitliche Überschreitung (verschlafen, verpassen etc.) 


erkennen vermag, 


reduziert sich die deutsche Bedeutung letztlich auf den Gedanken der Veränderung und der Abweichung (bis hin 
zur Negation: lernen - verlernen). 


Dies zeigt folgende Liste von Bedeutungen, die der DUDEN anführt: 


43 Dies und das folgende nach: Kluge 2002; GdS 1985; P-L 1992; Georges 1913/1918; D-UWb 2003. 
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„lt. drückt in Bildungen mit Substantiven oder Adjektiven und einer Endung aus, dass sich 
eine Person oder Sache [im Laufe der Zeit] zu etw. (was im Substantiv od. Adjektiv ge- 
nannt wird) hin verändert: verarmen, verdorfen, verprovinzialisieren. 


2. drückt in Bildungen mit Substantiven oder Adjektiven und einer Endung aus, dass eine 
Person oder Sache zu etw. gemacht, in einen bestimmten Zustand versetzt, in etw. umge- 
setzt wird: vereindeutigen, verfeaturen, vermodernisieren, vertüten; verbeamtet, verkau- 
derwelscht. 


3. drückt in Bildungen mit Substantiven und einer Endung aus, dass eine Person oder Sache 
mit etw. versehen wird: vercomputerisieren, verschorfen. 


4. drückt in Bildungen mit Verben aus, dass eine Sache durch etw. (ein Tun) beseitigt, ver- 
braucht wird, nicht mehr besteht: verforschen, verfrühstücken, verwarten. 


5. drückt in Bildungen mit Verben aus, dass eine Person mit etw. ihre Zeit verbringt: ver- 
schlafen, verschnarchen, verspielen. 


6. drückt in Bildungen mit Verben aus, dass eine Person etw. falsch, verkehrt macht: ver- 
bremsen, verinszenieren. 


7. drückt in Bildungen mit Verben aus, dass eine Sache durch etw. beeinträchtigt wird: 
verwaschen, verwohnen. 


8. hat in Bildungen mit Verben keine eigene Bedeutung: verbringen, vermelden.“ 


1. nennt ausdrücklich die Veränderung der Sache selbst; das bei 2. genannte Versetzen „in einen bestimmten 
Zustand“ ist das Versetzen in einen ANDEREN Zustand, in dem sich die Sache zuvor NICHT befunden hatte. 3. ist 
verändern durch ergänzen (‚versehen mit’). 4. und 7. ist die Veränderung eines Zustandes oder einer Situation 
dadurch, daß eine Sache vollständig verschwindet oder zumindest beeinträchtigt wird. Sowohl 5. als auch 6. 
drückt eine Abweichung (von einer Norm) aus. Denn für das Verschlafen ist in erster Linie charakteristisch, daß 
ZU LANGE geschlafen wird. Auch „verschnarchen“ (meiner Meinung nach: = etwas durch Desinteresse verpas- 
sen) enthält meines Erachtens den Vorwurf eines Fehlverhaltens; das gleiche gilt für „verspielt SEIN“; „verspie- 
IEN“ gehört ohnehin in erster Linie zu 4. und 7. (verschwinden, beeinträchtigen — „sein Geld, Ansehen etc. ver- 
spielen“); die Wendung „die Kinder haben den ganzen Tag verspielt“ läßt wiederum den Vorwurf des Fehlver- 
haltens anklingen (bspw.: „aber nicht ihre Schulaufgaben gemacht“). 


„Ver-“ drückt also im Deutschen in erster Linie eine Veränderung oder Abweichung aus. 


b) „Ver-“ drückt in der Regel eine negative Bewertung dieser Veränderungen oder Abweichungen aus 
Fast alle diese Veränderungen und Abweichungen werden - mit der großen Ausnahme der „Verbesse- 
rung‘ - im Rahmen der deutschen Vorliebe für das Ursprüngliche, für das Authentische, mehr oder min- 
der negativ bewertet: 

Diese negative Konnotation ist eindeutig bei den Beispiel zu 1 („verarmen“ etc.). Und sie ist auch bei den ande- 
ren Beispielen gegeben: 

„vereindeutigen“ bedeutet: „etwas eindeutiger machen als es in Wirklichkeit ist“; „verfeaturen“ (im Gegensatz 
zu „aus etwas ein Feature machen“) dürfte in der Regel eine abwertende Konnotation haben; das gleiche gilt für 
„verbringen“ im Vergleich mit „bringen“. „Vermodernisieren“ und „vercomputerisieren“ sind im Gegensatz zu 
„modernisieren“ und „computerisieren“ pejorativ. Auch „verkauderwelscht“ ist pejorativ. „Verforschen“ und 
„verwarten“ kenne ich nicht, und werden auch vom DUDEN nicht erklärt. Ein Verlust („verspielen“) und eine 
Beeinträchtigung („ein verwaschenes T-Shirt“, „eine verwohnte Wohnung“ etc.) werden in der Regel zumindest 
bedauert werden; ein Fehlverhalten (verschlafen vs. schlafen; verfahren vs. fahren, verlaufen vs. laufen etc.) 
ebenfalls in der Regel negativ gesehen. 

Bleiben also die neutralen Formen „vertüten“ > „einpacken“ und „vermelden“ = „melden“ und die ambivalente 
„Verbeamtung“. Die „Verbeamtung“ (= eine/r wird Beamte/r) wird normalerweise — wegen der damit verbunde- 
nen besseren sozialen Absicherung und der hoheitlichen Kompetenzen, die Beamte haben - als positiv empfun- 
den. Zugleich sind Beamte aber besonderen Loyalitätspflichten gegenüber dem deutschen Staat unterworfen. 
Wenn daher Ridder (1977, 488) von der „‚Verbeamtung’ des Arbeitsverhältnisses“ spricht, dann ist dies pejora- 
tiv gemeint, da er das paternalistische Tauschgeschäft „besondere Loyalitätspflichten - bessere soziale Absiche- 
rung“ kritisiert. 


Über die vom DUDEN genannten Beispiele hinaus ist es 


e einfach, weitere Beispiele für negativ-Konnotation (Verlust-Erfahrung oder kritikwürdiges Verhalten): raten 
- verraten; achten - verachten; beißen - verbissen; bleichen - verbleichen (verblichen); bauen - verbauen; 
reichen - verabreichen; achten - verachten; brechen - verbrechen; brennen - verbrennen; buddeln - 
verbuddeln; versagen; verbraten; verkramen; verhauen; versumpfen; versäumen; verabscheuen; 
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verabsolutieren; veralbern, verallgemeinern, veralten; verängstigen; veräppeln; verärgern; verarschen; 
verätzen; verausgaben; veräußerlichen; Verbannung; verbeißen; verbergen; verbeulen; verbiegen; verbiestert; 
verbieten; verbilden; verbittern; verbläuen; verbleien; verblöden; verblühen; verbluten; verbohrt; verbocken; 
verbrämen; verbrühen; verbüßen 

e schwierig, weitere ambivalente oder neutrale Beispiele: sprechen - versprechen; Abschied - Verabschiedung; 
bleiben - verbleiben; kaufen - verkaufen; borgen - verborgen; buchen - verbuchen; verrenten; vergraben; 
verjagen; vergasen; verabreden; verankern; Veranlagung; veranlassen; veranstalten; verantworten; 
verarbeiten; verästeln; verbeugen; verbitten; verblenden; verblüffen; verbrüdern 

© aber nahezu ausgeschlossen, weitere Beispiele für Positiv-Konnotation: vertrauen; veranschaulichen, 
Verband; verarzten; verbilligen; verbindlich; verbriefen; verbünden; verbürgen. 


zu finden — selbst wenn wir bei der Einsortierung in Gruppe 2 und 3 großzügig sind (Verlust-Konnotation bei: 
verabschieden, verkaufen, verborgen; Problem-Konnotation bei: verarzten, Verband, verbitten; bei „vergasen“ 
eindeutiges Übergewicht der Bedeutung „mit Gas ermorden“ gegenüber der technischen Bedeutung „in [zu] Gas 
verwandeln“). 


Mit der Betonung der Veränderung, der Abweichung, entspricht das moderne deutsche „Ver-“ also am ehesten 
dem antiken, griechischen „para-“. Die KONSTRUKTION DER WÖRTER ist aber häufig ENTGEGENGESETZT: Bei 
(wohl modernen) Wörtern, die mit „para-“ gebildet werden, wie „paramilitärisch“ und „Parapsychologie“, betont 
„para-“ die Differenz zu dem Ziel- oder beanspruchten Zustand: Das „Paramilitärische“ ist ‚nicht richtig’ militä- 
risch; die „Parapsychologie“ ist KEINE Psychologie, KEINE Wissenschaft. Und die - schon in der Antike bekannte 
— „Parodie“ (das zweite „a“ in „para-“ fällt vor folgendem Vokal weg) betont die Abweichung von dem - im 
Wort „Parodie“ enthaltenen - Original-,,Lied, Gesang, Gedicht“ (= griechisch Oide > deutsche Ode); eine „Par- 
odie“ ist also eine ‚Para-Ode’. Diese Konstruktionsweise entsprechen im Falle von „ver-“ bspw. „verlaufen, 
verfahren“: Es wird gelaufen (gefahren), aber es wird ‚nicht richtig’ gelaufen (gefahren); das ZIEL WIRD 
VERFEHLT (nicht erreicht). Die Abweichung bezieht sich in diesen Fällen also auf das im Wort GENANNTE. 


In anderen Fällen der Verwendung des Präfix „Ver-“ wird dagegen nicht die Verfehlung des Ziels, sondern die 
Veränderung gegenüber dem - im jeweiligen Wort NICHT mitgenannten — Ausgangspunkt oder Ausgangszustand 
betont — das mitgenannte Ziel wird aber gerade erreicht: Das verjagte Tier, der verschwundene Gegenstand, der 
verrechtlichte Politikbereich ist am Ende WIRKLICH verjagt, verschwunden, verrechtlicht; es gibt WIRKLICH eine 
Jagd/Verjagung, einen Schwund; es wird WIRKLICH Recht geschaffen. 


In diesen Fällen betont die Vorsilbe „Ver-“ also die ABWEICHUNG VOM AUSGANGSZUSTAND: Das verjagte Tier 
ist nicht mehr da; der verschwundene Gegenstand ist nicht mehr da (oder nicht mehr zu finden); das, was vorher 
als politisch, sozial, ökonomisch etc. wahrgenommen wurde, wird nicht mehr als politisch etc., sondern als recht- 
lich wahrgenommen. 


Während das deutsche ‚‚Ver-“ also vor allem die Bedeutung des griechischen ‚‚para-“ weiterführt, steht 
für das antike „pro-“ im Deutschen entweder häufig ebenfalls „Pro-“ oder aber ‚‚Fort-“ (das wohl — nicht 
weiter geklärten — nordischen Ursprungs ist) und „Vor-“, das mit griechisch „päros“ verwandt ist, aber letztlich 
auf den gleichen Ursprung wie „ver-“ zurückzuführen ist. 


So entspricht der „Progression“ kein „Verschritt“, sondern ein „Fortschritt“; ein „Programm“ ist nichts „Ver- 
schriebenes“, sondern „etwas vorher [vor der Realisierung/Umsetzung des Programms] Geschriebenes“; ein 
„Problem“ ist nichts „Verlegtes“, sondern „etwas Vorgelegtes (eine vorgelegte Frage)“; eine Prozession ist kein 
„Vergehen“, sondern ein „vorwärts Schreiten“; eine „Prognose“ ist kein „Versagen“, sondern eine „Vorhersage“; 
ein „Prolog“ kein „Versprechen“, sondern eine „Vorrede“ etc. 


Nur ausnahmsweise entspricht dem antiken „pro-“ ein deutsches „Ver-“: eine „Prozedur“ und ein „Prozeß“ sind 
auf Deutsch ein „Verfahren“; eine „Proportion“ ist ein „Größenverhältnis“. Manchmal steht im Deutschen auch 
„Her-“ (im Sinne des HerVORgehens aus ...): „Provenienz“ = „Herkunft“, „Produktion“ = „Herstellung“, und es 
gibt weitere Sonderfälle. — Für „per-“ steht im Deutschen entweder ebenfalls „per-“ oder „durch-“, oder es ist gar 
keine Konstruktion mittels Vorsilbe möglich, z.B.: perplex = durcheinander; Perforation = Durchlöcherung; 
permanent = ständig. 


Abschließend können wir also festhalten: Dem deutsche „Ver-“ entspricht unter seinen antiken Äquivalenten 
am ehesten das griechische „para-“, aber kaum die Bedeutung der „Erstreckung“ von „per-“/,perl-“ und eben- 
falls kaum die Bedeutung ‚vor, für“ von „pro“. Die negative Konnotation der Abweichung, die „para-“ (z.B. in 
„paradox“ und „Paranoia“) ausdrücken KANN, wird dabei im Falle des deutschen „ver-“ zur Regel: Es bleibt 
nicht bei der Feststellung eines Nebeneinanders, wie im Falle der „Parallele“ und des „Paragraphen“ (= das 
Danebengeschriebene) (auch „Parodie“ scheint schon in der ANTIKE kein pejorativer Begriff gewesen zu sein, 
sondern sich auf die FESTSTELLUNG der Differenz zum Original beschränkt zu haben). Demgegenüber wird IM 
DEUTSCHEN Sprachgebrauch die Abweichung oder Veränderung, die „ver-“ markiert, mit wenigen Ausnahmen - 
wie der „Verbesserung“ - in aller Regel NEGATIV GEWERTET. 


34 


IX. Literatur 


Achinger 1959: Hans Achinger, Soziologie und Sozialreform, in: Deutsche Gesellschaft für Soziologie (Hg.), Soziologie und 
moderne Gesellschaft. Verhandlungen des 14. Deutschen Soziologentages vom 20. bis 24. Mai 1959 in Berlin, Enke: Stutt- 
gart, 19667 unyerand}, 39-52. 


Alexy/Gotthold 1980: Hans Alexy / Jürgen Gotthold, Verwaltung zwischen konditionaler Programmierung und eigene 
Verwaltungsverantwortung. Zur Lage der Verwaltung bei der Ausführung von Planungsgesetzen, in: Voigt 1980b, 200 - 214. 
Allan 1994: K. Allan, Stichwort „Performative Clause“, in: R.E. Asher / J.M.Y. Simpson (Hg.), The Encyclopedia of Lan- 
guage and Linguistics, Vol. 6, Pergamon: Oxford / New York / Seoul / Tokyo, 1994, 3001 - 3003. 


Althusser 1963: Louis Althusser, Über materialistische Dialektik. Von der Ungleichheit der Ursprünge (1963), in: Althusser 
1968a, 100 - 167 (engl. im internet unter: http://www.marx?2mao.com/Other/FM65ii.html#s6). 

Althusser 1965: ders., Theory, Theoretical Practice and Theoretical Formation: Ideology and Ideological Struggle, in: ders., 
Philosophy and the Spontaneous Philosophy of the Scientists & Other Essays, Verso: London / New York, 1990, 1 - 42 (hier 
zitiert nach der internet-Veröffentlichung: http://www.marx2mao.com/Other/PSPS90i.html; das zuvor unveröffentlichte 
Manuskript wurde 1965 auf Französisch verfaßt). 


Althusser 1967: ders., Philosophie und spontane Philosophie der Wissenschaftler (1967), in: ders., Schriften. Band 4 hrsg. 
von Peter Schöttler und Frieder Otto Wolf, Argument: [West]berlin, 1985, 11 - 150. 


Althusser 1968a: ders., Für Marx, Suhrkamp: Frankfurt am Main, 1968. 


Althusser 1968b: ders., Über Brecht und Marx (1968), im internet unter der Adresse: 
http://members.eunet.at/hans68/brecht_marx.htm (frz. Erstveröffentlichung: Ecrits philosophiques et politiques. Tome I. 
Stock/IMEC: Paris: 1995, 541 - 556). 

Althusser 1969/70: ders., Ideologie und Ideologische Staatsapparate (Anmerkungen für eine Untersuchung) (1969/70), in: 
ders., Ideologie und Ideologische Staatsapparate. Aufsätze zur marxistischen Theorie (Reihe Positionen Bd. 3 hrsg. von 
Peter Schöttler), VSA: Hamburg/Westberlin, 1977, 108 - 153 (im internet unter der Adresse: 
http://www.txt.de/b_books/texte/althusser/). 


Althusser 1978: ders., Wie es in der FKP nicht mehr weitergehen kann (1978), in: ders., Die Krise des Marxismus (Reihe 
Positionen 6 hrsg. von Peter Schöttler), Hamburg, 1978, 80 - 146. 


Austin 1955: John L. Austin, Zur Theorie der Sprechakte. (How to do things with words) (1955), Reclam: Stuttgart, 1972}, 
1979° (engl. Originalausgabe: Oxford University Press: 1962', 1975°). 


Berghahn 1996/7: Sabine Berghahn, Verrechtlichung des Privaten — allgemeines Verhängnis oder Chance für bessere Ge- 
schlechterverhältnisse?, in: Brigitte Kerchner / Gabriele Wilde (Hg.), Staat und Privatheit. Aktuelle Studien zu einem 
schwierigen Verhältnis, Leske + Budrich: Opladen, 1997, 189 - 222 (leicht überarbeitet übernommen aus: Leviathan 2/1996). 


Blankenburg 1980: Erhard Blankenburg, Recht als gradualisiertes Konzept — Begriffsdimensionen um Verrechtlichung und 
Entrechtlichung, in: ders. / Ekkehard Klausa / Hubert Rottleutner (Hg.), Alternative Rechtsformen und Alternativen zum 
Recht (Jahrbuch für Rechtssoziologie und Rechtstheorie Bd. VD), Westdeutscher Verlag: Opladen, 1980, 83 - 89. 


Böckenförde 1978: Ernst-Wolfgang Böckenförde, Der verdrängte Ausnahmezustand. Zum Handeln der Staatsgewalt in 
außergewöhnlichen Lagen, in: Neue Juristische Wochenschrift 1978, 1881 - 1890. 


Borchers et al. 1976: Wolfgang Borchers et al., Das Grundgesetz — eine antifaschistische Wertordnung? Zu G. Stubys Inter- 
pretation der „freiheitlichen demokratischen Grundordnung‘“, in: Demokratie und Recht 1976, 153 - 170. 


Butler 1990: Judith Butler, Das Unbehagen der Geschlechter, Suhrkamp: Frankfurt am Main, 1991 (us-amerik. Originalaus- 
gabe: Routledge: New York, 1990). 


BVerfGE: Die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts (Hg.), Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts. Bd. 1 ff., 
J.C.B Mohr (Paul Siebeck): Tübingen, 1953 ff. 


Craig 1998: Edward Craig (Hg.), Routledge Encyclopedia of Philosophy, Routledge: London / New York, 1998 (CD-ROM 
Version 1.0) (im internet unter der Adresse: http://www.rep.routledge.com; kostenloser Testzugang unter: 
http://subscriberservices.ams.tandf.co.uk/books/main.html?site id=REP&request_typestrial). 


Cutrofello 1998: Andrew Cutrofello, Stichwort „Derrida“, in: Craig 1998. 
D-FWb 2001: Duden - Das Fremdwörterbuch, Mannheim, 2001’ [CD-ROM]. 


D-UWb 2003: DUDEN Deutsches Universalwörterbuch (PC-Bibliothek 3.0), Bibliographisches Institut & F.A. Brockhaus: 
Mannheim, 2003. 


DDL 2000: Diccionario Didäctico Latin. Latin — Espanol. Espafiol — Latin, Ediciones SM: Madrid, 2000. 


Derrida 1968: Jacques Derrida, Die differance, in: ders., Randgänge der Philosophie. Erste vollständige deutsche Ausgabe, 
Passagen: Wien, 1988, 29 - 52, 318 f. (dt. Übersetzung aus: Bulletin de la Societe frangaise de philosophie, Juli-Sept. 1968). 
Duden Oxford 1999: Duden Oxford Großwörterbuch Englisch. Deutsch - Englisch. Englisch — Deutsch. Brockhaus: Mann- 
heim, 1999 [CD-ROM]. 

ELD 2001: D.C. Van Hoof /D. Verbruggen / C.H. Stoll, Elsevier’s Legal Dictionary in English, German, French, Dutch and 
Spanish, Elsevier: Amsterdam / London / New York / Oxford / Paris / Shannon / Tokyo, 2001. 


35 


GdS 1985: Guido Gömez de Silva, Elsevier’s Concise Spanish Etymological Dictionary, Elsevier: Amsterdam / London / 
New York / Tokyo, 1985. 


Geil/Günther 1978: Hartmut Geil / Uwe Günther, Wie und wozu soll das Recht auf Arbeit verfassungsrechtlich abgesichert 
werden?, in: Marxistische Blätter Sept./Okt. 1978, 77 - 84. 


Georges 1913/18: Karl Ernst Georges, Lateinisch — Deutsch. Ausführliches Handwörterbuch, Elektronische Ausgabe [CD- 
ROM] der 8. Auflage von 1913/1918 (Digitale Bibliothek Band 69), Directmedia: Berlin, 2002. 


Gesamtmetall 2003: Gesamtmetall, Bericht der Geschäftsführung des Gesamtverbandes der metallindustriellen Arbeitge- 
berverbände 1. Mai 2001 — 30. April 2003, Gesamtverband der metallindustriellen Arbeitgeberverbände e.V.: Köln, 0.J. 
(2003?) (als pdf-Datei bestellbar bei der Pressestelle von Gesametall: Voßstraße 16, 10117 Berlin). 

Gildemeister/Wetterer 1992: Regine Gildemeister / Angelika Wetter, Wie Geschlechter gemacht werden. Die soziale Kon- 
struktion der Zweigeschlechtlichkeit und ihre Reifizierung in der Frauenforschung, in: Knapp/Wetterer, Traditionen. Brüche. 
Entwicklungen feministischer Theorie (Forum Frauenforschung Bd. 6. Schriftenreihe der Sektion Frauenforschung in der 
Deutschen Gesellschaft für Soziologie), Kore: Freiburg i. Br., 1992, 201 - 254. 


Girön Reguera 2005: Emilia Girön Reguera, El Estado de Derecho en Espana (Juridificaciön / Judicializaciön), Universi- 
dad de Cädiz: Cädiz, 2005. 

Glück 2000: Helmut Glück (Hg.), Metzler Lexikon Sprache, Metzler: Stuttgart/Weimar, 2000°. 

Gräßle-Münscher 1991: Josef Gräßle-Münscher. Anklage und Prozeß in $ 129/129a-Verfahren, in: ID-Archiv 1991, 41 - 
59. 

Gralher 1980: Martin Gralher, Verrechtlichung der Politik durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts?, in: 
Voigt 1980b, 218 - 231. 

Guillen Vera 2004: Tomäs Guillen Vera, Stichwort „Derrida, Jacques“, in: Octavio Una Juärez / Alfredo Hernändez 
Sänchez (Hg.), Diccionario de sociologla, ESIC: Madrid, 2004, 354 - 355. 

Habermas 1981/85a/b: Jürgen Habermas, Theorien des kommunikativen Handelns. Bd. 1 [= a]: Handlungsrationalität und 
gesellschaftliche Rationalisierung. Bd. 2 [= b]: Zur Kritik der funktionalistischen Vernunft, Suhrkamp: FfM, 1985°. 


Hase/Ladeur 1976a: Friedhelm Hase / Karl Heinz Ladeur, Verfassungsfragen der Curriculum-Revision — Zur juristischen 
Sanktionierung einer harmonisierenden Pädagogik, in: Kritische Justiz 1976, 20 - 32. 

Hase/Ladeur 1976b: dies., Anmerkung [zum Beschluß des Hessischen VGH vom 18.8.1976 (Oberstufenreform bedarf ge- 
setzlicher Grundlage) = Demokratie und Recht 1976, 325 - 332], in: Demokratie und Recht 332 - 337. 

Hase/Ladeur/Ridder 1981: dies. / Helmut Ridder, Nochmals: Reformalisierung des Rechtsstaats als Demokratiepostulat?, 
in: Juristische Schulung 1981, 794 - 798. 

Haug/Hauser 1992: Frigga Haug / Kornelia Hauser, Marxistische Theorien und feministischer Standpunkt, in: 
Knapp/Wetterer 1992, 115 - 149. 

Heinrichs 2003: Thomas Heinrichs, Aufklärung über Techniken philosophischer Wahrheits- und Diskurspolitik: Nicolai 
Hartmann / Hegeldebatte in der DDR, in: Heinrichs/Weinbach/Wolf 2003, 138 - 168. 

Heinrichs/Weinbach/Wolf 2003: ders. / Heike Weinbach / Frieder ©. Wolf (Hg.), Die Tätigkeit der Philosophen. Beiträge 
zur radikalen Philosophie, Westfälisches Dampfboot: Münster, 2003. 

ID-Archiv 1991: ID-Archiv im Internationalen Institut für Sozialgeschichte, Amsterdam (Hg.), aufruhr. widerstand gegen 
repression und $ 129a, Edition ID-Archiv: Berlin, 1991. 

Jain 1999: Anil K. Jain, Politik in der (Post-)Moderne. Reflexiv-deflexive Modernisierung und die Diffusion des Politi- 
schen, Ed. Fatal: München, 2000 (zgl.: Diss. Uni München, 1999); im internet unter: http://www.edition- 
fatal.de/onlinebib/isbn3935147007.pdf). 

Janssen 1990: Helmut Janssen, Der Sicherheitsstaat und die „RAF“ — Wie man mit Recht eine „terroristische Vereinigung“ 
(be)gründet und sie (recht wirkungslos) bekämpft, in: Helmut Janssen / Michael Schubert (Hg.), Staatssicherheit. Die Be- 
kämpfung des politischen Feindes im Inneren, AJZ: Bielfeld, 1990, 116 - 139. 

Kirchheimer 1928: Otto Kirchheimer, Zur Staatslehre des Sozialismus und Bolschewismus, in: Zeitschrift für Politik 1928, 
593-611. 


Kluge 2002: F. Kluge, Etymologisches Wörterbuch der deutschen Sprache [CD-ROM], de Gruyter: Berlin, 2002”. 


Knapp/Wetterer 1992: Gudrun-Axeli Knapp / Angelika Wetterer (Hg.), Traditionen. Brüche. Entwicklungen feministischer 
Theorie (Forum Frauenforschung Bd. 6. Schriftenreihe der Sektion Frauenforschung in der Deutschen Gesellschaft für Sozio- 
logie), Kore: Freiburg i. Br., 1992. 


Lennartz 1989/1990: Hans-Albert Lennartz, Probleme der Techniksteuerung durch Recht - am Beispiel des bundesdeut- 
schen Datenschutzrechts, in: Recht der Datenverarbeitung 1989, 225 - 232 und 1990, 25 - 30. 


Mankowski 1999: Peter Mankowski, Wider ein transnationales Cyberlaw. Oder: Von der fortbestehenden Bedeutung des 
Internationalen Privatrechts bei Internet-Sachverhalten, in: AfP - Zeitschrift für Medien- und Kommunikationsrecht 1999, 138 
- 143. 


Marx 1859: Karl Marx, Zur Kritik der Politischen Ökonomie. Vorwort (1859), in: MEW 13 (19859, 7 - 11. 
Marx/Engels 1848: ders. / Friedrich Engels, Manifest der Kommunistischen Partei (1848), in: MEW 4 (1983 10), 459 - 493. 


36 


Maus 1986: Ingeborg Maus, Verrechtlichung, Entrechtlichung und der Funktionswandel von Institutionen, in: dies., Rechts- 
theorie und Politische Theorie im Industriekapitalismus, Fink: München, 1986, 277 - 331 (zuerst in: Gerhard Göhler [Hg.], 
Grundfragen der Theorie politischer Institutionen, Westdeutscher Verlag: Opladen, 1986). 


Maus 1999: dies., Zum Verhältnis von Freiheitsrechten und Volkssouveränität. Europäisch-US-amerikanische Verfassungs- 
traditionen und ihre Herausforderung durch globale Politik, in: Wolfgang Glatzer (Hg.), Ansichten der Gesellschaft. Frank- 
furter Beiträge aus Soziologie und Politikwissenschaft, Leske + Budrich: Opladen, 1999, 274 - 285. 


MEW = Karl Marx / Friedrich Engels, Werke. Dietz: Berlin/DDR. 


Mückenberger 1975: Ulrich Mückenberger, [Abschnitt] II. von: Rainer Erd / Ulrich Mückenberger / Friedhelm Hase, Anti- 
kapitalistische Gewerkschaftspolitik als Rechtsprogramm?, in: Kritische Justiz 1975, 57 - 64 (von S. 46 - 69). 


MW-E 1994: Merriam-Webster's Collegiate Dictionary, Merriam-Webster: 1994". 

Norris 1998: Christopher Norris, Stichwort „Deconstruction“, in: Craig 1998. 

P-E 2001: PONS Lexiface professional. Deutsch -Englisch. Englisch — Deutsch, Klett: Stuttgart, 2001 [CD-ROM]. 
P-L 1992: PONS Standardwörterbuch. Latein - Deutsch. Deutsch - Latein, Klett: Stuttgart, 1992. 

P-S 2001: PONS Lexiface Professional. Deutsch — Spanisch. Spanisch — Deutsch, Klett: Stuttgart, 2001. 


Penski 1980: Ulrich Penski, Verrechtlichung von Verwaltungshandeln durch Verwaltungsrechtsprechung. — Tendenzen und 
Probleme, in: Voigt 1980b, 232 - 246. 


Preuß 1988: Ulrich K. Preuß, Entwicklungsperspektiven der Rechtswissenschaft, in: Kritische Justiz 1988, 361 - 376. 

RAE 2003: Real Academia Espaüola, Diccionario de la Lengua Espanola, Espasa: Madrid, 2003” [CD-ROM]. 

Reidegeld 1980: Eckart Reidegeld, Vollzugsdefizite sozialer Leistungen: Verrechtlichung und Bürokratisierung als Grenzen 
der Sozialpolitik, in: Voigt 1980b, 275 - 288. 

Ridder 1973: Helmut Ridder, Alles fließt. Bemerkungen zum „Soraya-Beschluß“ des Ersten Senats des Bundes- 
verfassungsgerichts, in: Archiv für Presserecht 1973, 453 - 457. 

Ridder 1977: ders., Vom Wendekreis der Grundrechte, in: Leviathan 1977, 467 - 521. 

Ridder 1979: ders., „Das Menschenbild des Grundgesetzes“. Zur Staatsreligion der Bundesrepublik Deutschland, in: Demo- 
kratie und Recht 1979, 123 - 134. 

Schaper-Rinkel 1994b: Petra Schaper-Rinkel, Althusser und der de-konstruktive Feminismus, unveröff. Vortrag zur mündli- 
chen Diplomprüfung FU Berlin, 1994. 


Schaper-Rinkel 1996: dies., Dekonstruktion und Herrschaft: Zu Möglichkeiten, Grenzen und politischen Implikationen 
antiessentialistischer Theorie, unveröff. Ms. 1996 (überarbeitete Version von Schaper-Rinkel 1994b). 


Scharpf 1970: Fritz Scharpf, Die politischen Kosten des Rechtsstaats. Eine vergleichende Studie der deutschen und ameri- 
kanischen Verwaltungskontrolle. Mohr: Tübingen, 1970. 


Scheiper 2005: Stephan Scheiper, Sammelrezension Rote Armee Fraktion (RAF);, im internet unter: 
http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/rezensionen/2005-2-220.pdf. 


Schmitt 1927/1932: Carl Schmitt, Der Begriff des Politischen, in: ders., Der Begriff des Politischen. Mit einer Rede über das 
Zeitalter der Neutralisierungen und Entpolitisierungen (Wissenschaftliche Abhandlungen und Reden zur Philosophie, Politik 
und Geistesgeschichte. Heft X), Duncker & Humblot: München/Leipzig, 1932, 7 - 65 (überarbeitet aus: Heidelberger Archiv 
für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, Bd. 58, Heft 1, Aug. 1927, 1 - 33). 


Schmitt 1929/31: ders., Der Hüter der Verfassung, Duncker & Humblot: Berlin, 1996* (1. Auflage: 1931 als Überarbeitung 
eines 1929 im Archiv des öffentlichen Rechts, Neue Folge, Bd. XVI, 161 - 237 erschienen Aufsatzes). 


Schöttler 1980: Peter Schöttler, Friedrich Engels und Karl Kautsky als Kritiker des „Juristen-Sozialismus“, in: Demokratie 
und Recht 1980, 3 - 25 (eine frühere, längere Fassung des Aufsatzes erschien auf Ndl. in: Recht en Kritiek [Nijmegen], 1977, 
Nr. 2 +3). 

Schulze 2004: Detlef Georgia Schulze, Geschlechternormen-inkonforme Körperinszenierungen - Demokratisierung, De- 
Konstruktion oder Reproduktion des sexistischen Geschlechterverhältnisses?, noch unveröff. Diss. HU Berlin, 2004; dem- 
nächst im internet unter: http://edoc.hu-berlin.de/browsing/dissertationen/index.php). 


Schwarz 1994: Richard Schwarz, Vorwort, in: Jacques Donzelot et al., Zur Genealogie der Regulation. Anschlüsse an Mi- 
chel Foucault, Decaton: Mainz, 1994, 7 - 12. 


Searle 1995: John R. Searle, Die Konstruktion der gesellschaftlichen Wirklichkeit. Zur Ontologie sozialer Tatsachen, Ro- 
wohlt: Reinbek bei Hamburg, 1997 (us-amerik. Originalausgabe: Free Press: New York, 1995). 

Sommermann 1984: Karl-Peter Sommermann, Der Schutz der Grundrechte in Spanien nach der Verfassung von 1978. 
Ursprünge, Dogmatik, Praxis Duncker & Humboldt: Berlin, 1984. 

Teubner 1984: Gunter Teubner, Verrechtlichung — Begriffe, Merkmale, Grenzen, Auswege, in: Friedrich Kübler (Hg.), Ver- 


rechtlichung von Wirtschaft, Arbeit und sozialer Solidarität. Vergleichende Analyse, Suhrkamp: Frankfurt am Main, 1985 
(zuvor: Nomos: Baden-Baden, 1984), 289 - 344. 


Voigt 1980a: Rüdiger Voigt, Verrechtlichung in Staat und Gesellschaft, in Voigt 1980b, 15 - 37. 


Voigt 1980b: ders. (Hg.), Verrechtlichung. Analysen zu Funktion und Wirkung von Parlamentarisierung, Bürokratisierung 
und Justizialisierung sozialer, politischer und ökonomischer Prozesse, Athenäum: Königstein/Ts., 1980. 


37 


West/Zimmernmann 1991: Candace West / Don H. Zimmermann, Doing gender, in: Judith Lorber / Susan A. Farell (Hg.), 
The Social Construction of Gender, Newbury Park / London / New Dehli, 1991, 13 - 37 [14] zit. n. Gildemeister / Wetter 
1992, 212 - Hv. durch Gildemeister/Wetterer. 


Wolf/Heinrichs 2003: Frieder Otto Wolf / Thomas Heinrichs, Was tun die Philosophen? Die deutsche Philosophie des 20. 
Jahrhunderts in der Etappe, in: Heinrichs/Weinbach/Wolf 2003, 24 - 41. 


Zinke 1991: Peter Zinke, Die Kriminalisierung der RAF. Die Entwicklung der Rechtlichen Konstrukte in RAF- 
Mitgliedschaftsverfahren, in: ID-Archiv 1991, 61 - 68. 


